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Halle (Saale), Mittwoch, den 21. Mai 1919.

Neue deutſche Friedensnoten.
Verzögerung der Antworten.

Verſailles, 29. Mai. Graf Brockdorff hat heute eine
Note an Clemencegn gerichtet, in der er für die nächſten
Tage eine Reihe weiterer genau bezeichneter Noten ankündigt.
Da die hier behandelten Fragen, heißt es in der heutigen Note,
zum Teil ſehr verwickelter Art ſind und mit den Sachverſtän
digen ſowohl in Verſailles als in Berlin eingehend erörtert
werden mußlen, werden ſie in der von Enrer Exzellenz am
7. d. M. bezeichneten Friſt von 15 Tagen nicht ſämtlich erledigt
werden fönnen, wenn die Delegation ſich auch bemühen wird,
möglichſt viele der Noten innerhalb der Friſt zu übergeben. Mit
Rückſicht hierauf ſtelle ich namens der deutſchen Friedensdelega
tion den Antrag, den Jnhalt der in Ausſicht genommenen No-
ten ſchon jetzt als zum Gegenſtand der ſchriftlichen Erörte-
rungen gemacht anzuſehen und uns für eine eingehendere Dar
legung die erforderliche Friſt zu gewähren.

Verſailles, 20. Mai. (W. T. B.) Temps ſchreibt: Die
der deutſchen Delegation bei der Ueberreichung des Vertrages
am 7. Mai geſtellte Friſt läuft am Donnerstag, den 22. Mai,
8 Uhr nachmittags, ab. Man erwartet allgemein, daß von den
deutſchen Delegierten für die Vorlegung ihrer Gegenvorſchläge
eine Ergänzungsfriſt verlangt werden wird. Sobald
die Alliierten in den Beſitz dieſer Dokumente gelangt ſein wer
den, wird der Viererrat die zu erteilenden Antworten er-
örtern, ſie Graf Brockdorff-Rantzau zuſtellen und diesmal
wahrſcheinlich den deutſchen Bevollmächtigten eine ziemlich
kurze Friſt zur Annahme oder Ablehnung, zur
Unterzeichnung oder Nichtunterzeichnung angeben. Jedenfalls
kann die Zeremönie im Spiegelſaal des Schloſſes zu Verſailles
nicht vor der erſten Juniwoche ſtattfinden.

Die Regierung will nicht unterzeichnen
Verſailles, 19. Mai. (W. T. B.) Bei den am Sonntag

in Spaa erfolgten Beſprechungen zwiſchen dem Reichsminiſter
Dernburg, Grafen Brockdorff-Rantzau und Wiſſell,
dem preußiſchen Finanzminiſter Dr. Südekum und den aus
Verſailles und Berlin eingetroffenen wirtſchaftlichen und finan-
giellen Sachverſtändigen wurde vollkommene Uebereinſtimmung
dahin feſtgeſtellt, daß der Friedensentwurf der En
tente in der vorgelegten Form unannehmbar
iſt. Bei dem in der geſamten Welt herrſchenden Wunſche nach
Herbeiführung eines dauernden Friedens ſoll jedoch von deut
cher Seite nicht unverſucht gelaſſen werden, eine brauchbare

ſis für einen Frieden zu finden, der den berechtigten Forde-
rungen der Gegner Rechnung trägt und für das deutſche Volk
erträglich und erfüllbar iſt.

Dazu wird aus PVerlin gemeldet:
Das Reichskabinett hat ſich 'in ſeiner letzten Sitzung

dahin geeinigt, falls die Feinde die dentſche Delegation
kurzerhand vor die Entſcheidung ſtellen, anzunehmen oder nicht,
die Unterzeichnung des Friedensentwurfes zu verweigern
ſei. Die Delegation in Verſailles befindet ſich in völliger Ueber
einſtimmung mit dem Kabinett. Die Regierung wird ihrem
einmal gefaßten Beſchluß tren bleiben im vollen Bewußtſein
der Konſequenzen, die die Alliierten ans der Verweigerung der
Unterſchrift ziehen wollen und werben. Falls vie Entente ſich
ader 79 noch zu irgendwelchen Verhandlungen bereit erklären
ſollte, dürften mündliche Ansſprachen wohl nicht ganz zu um
gehen ſein, und dann wird die Unterzeichnung des Vorfriedens-
vertrages ſchwerlich ſchon in den erſten Junitagen erfolgen.

Entente-Druck auf die Neutralen?
Hamburg, 20. Mai. Das Hamburger Fremdenblatt

meldet aus Kopenhagen; Das däniſche Regierungsblatt
Politiken meldet heute amtlich, daß in dieſen Tagen Mit
teilungen von der Friedenskonferenz in Paris an Dänemark,
Schweden, Rorwegen, Holland, die Schweiz, Spanien und die
anderen neutralen Länder ergangen ſeien, worin die Maß-
regeln genannt werden, die die alliierten und aſſozrierten
Mächte ergreifen wollen, im Falle die Deutſchen den Friedens-
vertrag nicht unterzeichnen. Die Blockade gegenüber
Deutſchland ſoll in einer bedeutend ſchärferen Form,
als ſie jemals während des Krieges exiſtiert habe, aufs neue
verhängt werden. Die Alliierten wollen erlauben, daß die
neutralen Länder wie bisher von den Ententeländern impor-
tieren. Dagegen verlangt die Entente, daß die Neutralen ſo-
fort ihren Handel nach Deutſchland einſtellen, ſowohl Ausfuhr
wie Einfuhr. Follten ſich die Neutralen dieſer Forderung
widerſetzen, würden ſie bezüglich ihrer Einfuhr ſofort auf ke-
ſchränkte Rationen geſetzt werden. Es wurde mitgeteilt, daß die
aſſozikerten Mächte, darunter auch Amerika, ſich vollkommen
einig ſind in dieſer Politik, die nach Anſicht der Friedens-
konferenz die einzige ſei, die Deutſchland zur Annahme der
Friedensbedingungen bewegen könne.

Amerika behält die deutſchen Schiffe
Verſailles, 20. Mai. (W. T. B.) Die Pariſer Ausgabe

der Chicago Tribune erfährt: Die Vereinigten Staaten wer
den die in anſerikaniſchen Häfen beſchlagnahmten deutſcher
Schiffe mit 700 000 Tonnen krotz des Proteſtes Eng
lande behalten. Die Vereinigten Staaten wollen die
deutſchen Schiffe nicht nach Maßgabe des verſenkten Schiffe
raumes unter die alllierten Flotten verteilen laſſen, da ſonſt

öwenanieil hätte.England ne n. dierginmefrageChicago Tribune will fernerſei durch die ehe der Stadt auf eine ge

So wosen. Be

R richte man nur an benS Verlag Fernſpr. Nr. 1047. 3

Balle und den Saalkreis die Kreiſe Merſeburg Buerfurk, Delißſch- Bikterfeld,
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wiſſe Anzahl von Jahren und durch die Garantie, daß alle
Staaten betreffs des Hafens von Fiume gleichberechtigt ſind,
elöſt worden. Ein fünfgliedriger Ausſchuß der Liga der
ationen ſoll die Stadt und den Hafen verwalten.

W budſtimmung über den Friedensvertrag?

Nachdem die von ihnen bis zur Siedehitze geſchürte natio-
naliſtiſche Glut ſie zu verzehren droht, wird den Rechtsſozialiſten
jetzt angſt und bange vor der Verantwortung. Das Vollk, „diehöchſte Puverane Jnſtanz“, ſoll ihnen jetzt die Kaſtanien aus

dem Feuer holen. So gibt denn Erwin Barth im Vorwärts
die neue Parole aus: Volksabſtimmung über den Friedens-
dvertrag.

Ganz mit Recht bezeichnet er die Worte der Entente- Staats
männer: „Wir führen den Krieg nicht gegen das e Volk“

als Heuchelei. Aber die noch größere Heuchelei iſt es ſchließlich,
wenn r behaupten wagt, wir hätten uns von Abſolutis-
mus und Gamaſchendrill freigemacht und dem Kapitalismus
die Krallen beſchnitten.
Rechtsſozialiſten
hindert.

Daß es auf die Frage: Annahme oder nur eine
Antwort geben kann, dämmert auch den Rechtsſozialiſten.
Erwin Barth zeichnet deutlich die Folgen einer Ablehnung:

„Wenn wir nicht r z wird man wie man
unverhüllt bereits angekündigt hat die Hunger-
blockade mit äußerſter Rückſichtsloſigkeit wicher anwenden.
Der Kriegszuſtand wird ſofort wieder aufleben und es muß
ſicher mit der ſofortigen Beſetzung mindeſtens des rhei-
niſch weſtfäliſchen Kohlen und Jnduſtriegebietes gerechnet

werden. tUnter dieſem Drucke werden wir kaum auf einige
Zeit Widerſtand leiſten können. Die Regierung
würde ſehr vald unter den Wirkungen der dann wieder ein-

Gerade das haben ja die
mit allen Mitteln ver

etzenden Verzweiflungsaktionen erſchüttert werden. Jhre
achfolgerin kännte nur eine zum ptergei nern reite ſein.

Und anch dieſe müßte unter den fürchtferlichen Folgen der
Unterzeichnung in ganz kurzer Zeit vor den Stürmen
elender Menſchen, die für all ihr Unglück die unter
zeichnende Regierung verantwortlich machen „würden, zum
Teufel gehen. Deutſchland würde aus einer Erſchütterung
in die andere, in Anarchie und wilden Putſchismus geſtürzt
werden, in denen die wenigen Reſerven zum Schutze des
Lebens unſeres Volkes vernichtet werden würden.“

Jmmerhin eine freiwillige Anerkennung der Haltung
unſerer Parteigenoſſen, die Konkursmaſſe der Ebert-Scheide
mann-Noske nicht zu übernehmen, um dann von „Stürmen
elender Menſchen zum Teufel geſchickt zu werden. Daß aber
die Regierung täglich die nationgliſtiſchen Jnſtinkte im Volke weiter aufpeitſcht und ihren Mitſchuldigen an
dieſen Friedensbedingungen, den nationaliſtiſchen Kriegs-

etzern täglich neue Machtmittel an die Hand gibt und damit
ir das Heer der „elenden Menſchen“ wirbt, erwähnt Barth in

einem Artikel natürlich nicht. Das Volk offen aufzuklären
und ihm die großen Verbrechen ſeiner alten Machthaber vor
Augen zu führen, ihm zu zeigen, daß im Verſailer Dokument
der Geiſt von Breſt-Litowſk und Bufareſt ſeine Auferſtehung
feiert, würde das Eingeſtändnis der Mitſchuld an dieſer
ſchandbaren kavpitaliſtiſch imperiagliſtiſchen Kriegspolitik be
deuten. So wird denn nach altem Rezept wie 1914 an die natio-
naliſtiſchen Jnſtinkte appelliert. Wenn es aber gilt, die Ver
antwortung zu tragen, nachdem das Werk der Verhetzung weit
enng gediehen iſt und ihnen das Ergebnis ſicher ſcheint, dannßeſpt es: „Das Volk ſoll entſcheiden

An das Proletariat der ganzen Welt!
Budapeſt, 19. Mai. (Ung. Korr.-Bureau.) Das kämp-

fende Proletarigat Ungarns richtet ein Tele
gramm an das Proletariat der ganzen Welt,
in dem es u. a. heißt:

Die Lage der ungariſchen Räterevoublik hat
ſich wieder gefeſtigt. Die Kapitaliſten und Jmperiag-
liſten des Anslandes rüſten jedoch zu neuem Anſturm und
ſchicken ſich am 20. Mai zu einem allgemeinen Angriff
von allen Seiten an, von Weſten, Süden, Norden und Oſten
gegen die ungariſche Räterepublik zu richten. Die Kapi-
taliſten ſind ſolidariſch, um ein Volk zu er
droſſeln, welches ſich von der Ausbeutung befreit hat.
Seid auch ihr ſolidariſch mit uns und macht dieſes
räuberiſche Attentat unmöglich.
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Verhaftung von Gegenrevolutionären.
Budapeſt, 19. Mai. (Ung. Korr.-Buregu.) Wie Voeroves

Njſog meldet, gelang es in Rakospalota, eine Geſellſchaft von
Gegenrevolutionären dingfeſt zu r welche durch einen
bewaffneten Aufſtand die Regierung ſtürzenwollten. Es wurden große Mengen Waffen und Munition ge

inden. Die Verhafteten geſtanden, daß ſie mit dem geweſenen
eiter der Budapeſter Polizei in Verbindung ſtanden, welcherin Budapeſt eine ähnliche Bewegung organiſierte Er wurde

daraufhin ebenfalls verhaftet.

Der Entente-Krieg gegen Rußland.
Verſailler Berichterſtatter der bürgerlichen Blätter berichten,

die Entente ſei im Begriff, die Regierung des Generals Kolt-
ſchak als einzig rechtmäßige Regierung Rußlands anzuerkennen
Die treibende Kraft dieſes Krieges gegen die Sowjet ſei Frank-
reich, das heißt: die großen Banken der Republik die die

es vonRegierung davon überzeugt hätten, daß Frankreich v
Dein d keine Kriegsentſchädigung erhalte, unbedingt ſeine
Werte in Rußland wieder erwerben müſſe, ſollte es nicht zu

einem ffnanziellen und wirtſchaftlichen tſammenbruche ver
urteilt ſein. England war dem neuen Feldzuge zunächſt ab
geneigt, tat aber ſchließlich mit, um Frankreich nicht allein die
Früchte des Sieges ernheimſen zu ſaſſen.

Von anderer Seite wird dagegen gleichzeitig berichtet, daß
egen die von Frankreich krampfhaft betriebene Anerkennung
Foltſchaks die geſamte engliſche a Front mache.

Bei dem gleichgeitigen Widerſtand Wilſons ſei daher dieſer
Plan als geſcheitert zu betrachten.

Die Humanité kennzeichnet den neuen Krieg gegen Rußland
folgendermaßen: Der Wilſonismus iſt vollſtändig vernichtet;
der Jmperialismus und die Reaktion ſiegen auf der ganzenLinie. Daraus erwachſen für die franzöſiſchen Sozaliten
Pflichten, denen ſie ſich nicht entziehen werden.

Ne Kllegsgefangenen und der Fülede.

Nichts zeigt deutlicher die ungeheuerlichen Folgen, die die
Nichtunterzeichnung der Friedensbedingungen nach ſich ziehen
würde, als die Tatſache, daß damit die deutſchen Kriegs
gefangenen, die ſeit Jahren mit Sehnſucht auf ihre Er
löſung aus der Gefangenſchaft warten, auch weiterhin auf
völlig unbeſtimmte Zeit der Heimat und ihren Angehörigen
entriſſen bleiben.

Monatelang war das Schickſal der deutſchen Kriegsgefange
nen für alle Nationaliſten und zweifelhaften „Volksfreunde“,
die glaubten, damit ihren verlorenen Einfluß auf die Maſſen
wiederzugewinnen, ein Mittel zur Entfaltung ſtärkſten natio-
naliſtifchen Haſſes. Mit den ſchwärzeſten Farben malten ſie
die angebliche Brutalität der Franzoſen gegenüber unſeren
Kriegsgefangenen aus, behaupteten, daß Tauſende von ihnen
dem Elend und Verderben ausgeſetzt ſeien und forderten, daß
alles darangeſetzt werde, damit ſie nach Friedensſchluß in die
Heimat zurückkehren dürfen. Neue Organiſationen hatten ſich
gebildet, um die Propaganda dafür zu betreiben, da die un
menſchlichen Franzoſen angeblich die Abſicht hätten, nach dem
deutſchen Vorbild gegenüber Rußland zu ver-
fahren und die Kriegsgefangenen auch nach
dem Friedbensſchluß nicht aus zuliefern.

Monatelang iſt die öffentliche Meinung bei uns durch dieſe
wüſte Agitation unlauterer Elemente in Aufregung verſetzt
worden. Ohne Grund! Denn die Friedensbedingungen, die
die Entente uns vorgelegt hat, ſehen die bedingungsloſe
Rückgabe aller unſerer Kriegsgefangenen vor.

Man ſollte meinen, daß dieſe Tatſache die Organiſationen,
die angeblich die Befreiung der Kriegsgefangenen aus demElend bezweckt, mit hoher Freude erfüllen würde. Aber weit

gefehlt. Sie, die monatelang durch eine unlautere Agitation
die Leidenſchaften aufs heftigſte erregt haben, ſind jetzt
ſchweigſam geworden. Jetzt, wo es gilt, gegenüber der
hemnmungsloſen Propaganda für die Nichtunterzeichnung der
Friedensbedingungen zu betonen, daß die Freigabe der
Kriegsgefangenen mit der Annahme der Friedensbedingun-
gen untrennbar verbunden iſt.

Mit einemmal iſt die Sorge um die Kriegsgefangenen ver
ſtummt. Kein Menſch auf bürgerlicher Seite redet mehr von
ihnen. Niemand von denjenigen, deren Herz angeblich blutete,
daß die HKriegsgefangenen auch nach Friedensſchluß von ihren
Angehörigen getrennt ſein ſollten, weiſt jetzt darauf hin, daß
die Nichtunterzeichnung des Friedensvertrages bedeutet, daß
die Kriegsgefangenen dadurch auf unabſehbare Zeit der Heimat
ferngehalten werden. Nichts zeigt deutlicher als dieſe Tatfache,
daß nicht die Sorge um das Wohlergehen der Kriegsgefange-
nen dieſen Leuten die Zunge bewegt hatte, ſondern ihre Abſicht,
das Schickſal der Kriegsgefangenen zur Entfeſſelung nationali-
ſtiſcher Jnſtinkte zu benutzen.

Wiedernm iſt es die Unabhängige Sozialdemo-
kratie, auf die die Kriegsgefangenen und ihre Angehörigen
ihre Hoffnung ſetzen können. Auſ der Jnternationalen ſozia
liſtiſchen Konferenz in Bern war es Kurt Eisner, den ſein
warmes mitfühlendes Herz zum wärmſten Eintreten für die
Kriegsgefangenen veranlaßte. Seine Rede machte ſo großen
Eindruck, daß die franzöſiſchen Genoſſen ihm rückhaltlos zu
ſtimmten Auch jetzt betont die Unabhängige Sozialdemokratie,
daß das Schickſal der Kriegsgefangenen uns nicht gleichgültig
ſein dürfe, und daß man die Friedensbedingungen annehmen
müſſe, damit dieſe Männer, die teilweiſe ſeit mehr als vier
Jahren fern der Heimat unter Fremden weilen, ihren An-
gehörigen wiedergegeben werden. Wie damals Kurt Eisner,
ſo wird auch jetzt die Partei geſchmäht, weil ſie darauf auf-
merkſam macht, daß neben den vielen anderen Gründen auch
die Sorge um das Schickſal der Kriegsgefangenen die Unter-
zeichnung des Friedensvertrages gebietet. Jnsbeſondere iſt es
Herr Heilmann, der in ſeiner Sozialiſtiſchen Korreſpondenz
auch in dieſer Frage zeigt, daß die Rechtsſozialiſten jetzt mehr
von nationaliſtiſchen Erwägungen bewegt werden, als von der
Sorge um die Kriegsgefangenen. „Lieber mögen noch unſere
Gefangenen bei dürftiger Koſt in Feindesland fronen, als hier
im Stilavenjoch der ſiegreichen Ententeimperialiſten Hungers
ſterben,“ ſo ruft Heilmann pathetiſch aus.

Auch den Rechtsſozialiſten iſt die Fürſorge für die
Kriegsgefangenen jetzt nebenſächlich geworden, wie allen denen,
die ſich ihrer bisher aus nationaliſtiſchen Gründen angenommen
haben. Aber das Schickſal von 800 000 Menſchen verdient Be
achtung, und daß von allen Parteien die Unabhängige Sozial
demokratie die einzige iſt, die ſich ihrer annimmt, zeigt, daß
nur ſie die ſachlichen Erwägungen über die nationaliſtiſchen
ſeellt.
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z Weſen des Abelleutnntz vyxel.

v Die Rolle der „ſozialiſtiſchen“ Regierung.
Wenn es noch eines Beweiſes bedurfte, i ödimit den Meuchelmördern Karl Liebes t en

burgs in Moabit geſpielt wurde, als ſolche zu erkennen, ſo iſt
diefer Beweis jetzt geliefert. Genoſſe Dr. Oskar Cohn ſchreibt
der Freiheit:

„Berlin, den 290. 5. 1919.
u d m Werter Genoſſe!u den Mitteilungen über die „Flucht“Kurt Vogel ſte le ich jolgendes fegte ucht“ des Oberleutnants

Am 14. Mai, dem letzten Verhandlungstage des
Prozeſſes wegen der Ermordung von Roſa Luxemburg und
Larl Liebknecht habe ich, viele Stunden vor der Ver
kündung des Urteils, nämlich in den erſten Nachmittags
ſtunden, dem Herrn Kriegsminiſter Oberſt Reinhardt tele
phoniſch mitgeteilt, daß für die Angeklagten bereits
BVäſſe auf falſchen Namen beſorgt ſeien, insbe-
ſondere für den Oberleutnant Kurt Vogel ein Paß auf den
Namen Kurt Nelſen. Der Kriegsminiſter erwiderte mir u.
a., daß ja doch die Angeklagten in Haft ſeien; ich habe ihm
darauf bemerkt, daß für jeden Fall die gehörige Bewachung der
Angeklagten nötig ſein möchte und ihn auch gebeten, meine
Mitteilungen an den Reichswehrminiſter Noske, den ich nicht
erreichen konnte, weiter zu leiten.

Die Mitteilungen über die falſchen Päſſe habe ich ebenfalls
am frühen Nachmittage des 14. Mai Herrn Miniſterialdirektor
Rauſcher in der Reichskanzlei mündlich gemacht, damit er ſie
dem Herrn Miniſterpräſidenten und den übrigen zuſtändigen
Stellen weitergebe. Herr Rauſcher hat mir auf meine geſtrige
Aufrage beſtätigt, daß er meine Mitteilungen weitergegeben,
insbeſondere auch mit dem Herrn Kriegsminiſter darüber ge
ſprochen habe.

Einer beſonderen Erläuterung ſcheinen mir dieſe Tatſachen
nicht bedürftig zu ſein.

Mit Parteigruß Jhr
Dr. Oskar Cohn.“

Auf dieſe Feſtſtellungen des Gen. Cohn läßt die Regierung
zu ihrer „Rechtfertigung“ durch W. T. B. folgendes verbreiten:
Der Reichswehrminiſter hat noch am ſelben Tage den nach-
ſtehenden Befehl erlaſſen und ihn durch das Kriegsminiſterium
dem Reichswehrgruppenkommando 1 Abteilung Lüttwitz) zu
geleitet. Das Reichswehrgruppenkommando hat den Befehl
ſofort ordnungsgemäß weitergegeben. Der Befehl lautet: Die
Bewachung der Angeklagten im Liebknecht-Luxemburg- Prozeß
ſoll nach Nachrichten, die mir zugegangen ſind, mangelhaft ſein.
Jch bitte, alle Maßnahmen mit dem dem Ernſt dieſer Sache
angemeſſenen Nachdrucke ſo treffen zu laſſen, daß keinerlei un-
erluubte Freiheit für die Angeklagten zugelaſſen wird, und
bitte, die mir zugegangene Nachricht, den Angeklagten ſeien
falſche Päſſe nach Holland zugeſtellt worden, nachzuprüfen und
alle vorbereitenden Maßnahmen zu treffen. Auf keinen Fall
darf ein Fluchtverſuch fahrläſſig oder ſchuldhaft erleichtert
werden. Berlin, 16. Mai 1919. Noske.“

Der ganze „Befehl“ des „Richswehrminiſters“ Noske iſt nicht
in einer Art abgefaßt, die großen Eindruck auf Noskes „Unter-
gebene“ und Freunde vom Edenhotel machen könnte. Und
in der Tat: „man“ hat ja auch darauf gepfiffen! Gegen
„Spartakiſten“ weiß Gewalt-Noske ſonſt ſchon ganz andere
Töne anzuſchlagen! Aber freilich bei ihnen handelt es ſich ja
meiſt „nur“ um ganz „gewöhnlirhe“ revolutionäre Ar-
beiter, die man, wenn ſie die Revolution vorwärts treiben
wollen, niederſchießen läßt wie tolle Hunde. Die Edelmenſchen
dagegen, die Roſa Luxemburg und Karl Liebknecht meuchlings
und in viehiſch roher Weiſe ermordeten, bedürfen ſchon zarterer
Behandlung. Sie werden ſo milde wie nur denkbar beſtraft,
und dann gibt man ihnen auch noch günſtige Gelegenheit, ins
Ausland zu entkommen.

Auch nach der „Rechtfertigung“ Noskes bleibt und erſt
rechtl! beſtehen, was Genoſſe Dr. Cohn am Schluſſe ſeines
Schreibens ſagt: Einer beſonderen Erläuterung bedürfen die
von ihm mitgeteilten Tatſachen sicht. Sie ſind vernichtend
für die „ſogzialiſtiſche Regierm

Die Helfershelfer des Vogel.
Weiter wird zu der Angelegenheit von einer Berliner Lokal-
korreſpondenz gemeldet:

Die Flucht des Oberleutnants Vogel aus dem Zellengefängnis
Moabit nimmt inſofern eine überraſchende Wendung, als nun
mehr ſicher zu ſein ſcheint, daß Vogel Helfershelfer ge-
habt hat, die entweder bei der Diviſion ſelbſt zu ſuchen ſind oder
dort einflußreiche Freunde gehabt haben. Wie wir meldeten,
hat die Leitung des Zellengefängniſſes dem angeblichen Leut-
nant Lindemann den Gefangenen auf eine Veſcheinigung aus-
geliefert, die zwar nicht den aufgedruckten Stempel der Diviſion,
dafür aber die Unterſchrift des Kriegsgerichts-
rates Jörns und den Gummiſtempel der Garde-
Kavallerie-Schützen-Diviſion trug. Zunächſt
wurde nachgeforſcht, ob ſich bei der Dipiſion ein Offizier namens
Lindemann befinde, doch waren die Nachforſchungen in dieſer
Richtung vergeblich. Dagegen iſt feſtgeſtellt, daß der Gumnmn-
ſtempel der Diviſion unzweifelhaft echt iſt. Die Unterſuchung
richtet ſich nun gegen die Offiziere und Beamte, denen der
Diviſionsſtempel zugänglich iſt. Nach einer Verfügung aus dem
Jahre 1917 dürfen Urkunden und Schriftſtüde nur durch den

ommandeur oder deſſen Stellvertreter mit dem Dienſt-
Formation verſehen werden. Der Helfershelfer

Vogels hat ſich alſo in den Beſitz eines derartigen
Stempels ſepen müſſen, der nach der Vorſchrift ſtets unter
Verſchluß liegen muß. Die Aehnlichkeit des Stempels auf der
falſchen Urkunde mit dem Originalſtempel iſt ſo täuſchend,
daß mit der Tatſache, der Befreier VPogels habe einen zweiten
Stempel anfertigen laſſen, kaum gerechnet werden kann. Ferner
iſt feſtzuſtellen, auf welchem Wege der Täter in den Beſitz eines
Schriftſtückes gelangte, das die Unterſchriftdes Kriegs-
gerichtsrates Jörns trug. Dieſe Unterſchrift iſt ſehr
ſorgfältig gefälſcht. Der Befreier Vogels muß auch ferner ge-
naue Kenntnis von den Vorgängen innerhalb der Diviſion ge-
habt haben. Bis zur Stunde hat man noch keine Nach-
richt, wohin Vogel ſich gewendet haben könnte.
Auch der Kraftwagen, mit dem der Gefangene entflohen iſt,
wurde noch nicht ermittelt.

ſtempel der

Vogels Gönner.
Die Befreiung des Oberleutnants Vogel aus dem Gefängnis

wird in der bürgerlichen und der rechtsſozialiſtiſchen Preſſe mit
Nachſicht beurteilt. Man druckt entweder nur die offigiöſen
Meldungen nach oder begnügt ſich mit An leiſe tadelnden
Worten über die ſchlechte Bewachung des Mannes. Der Vor-
wärts allerdings übertrumpft bei dieſer ſich ſelbſt
dadurch, daß er nicht etwa das Edenhotel und die Mitſchuldigen
der Mörder von Roſa Luxemburg und Karl Liebknecht angreift,
ſondern „Unabhängige und Spartakiſten“. Hören wir das Blatt:

Allerdings haben dje Unabhängigen und Spartgkiſten, die
jetzt das lauteſte Geſchrei erheben, das geringſte Recht

uür Erregung. Gerade ſie haben in zahlreichen Fällenza böſe Beiſpiel gegeben und die gewaltſame Ge
angenenbefreiung zu einer Dauererſcheinung gemacht. Er„lweg ei nur an die Erſtürmung zahlreicher Gefängniſſe.

nennen

l

Staaten werden an Macht gewinnen.
Weg, den wir als Sozialiſten d können. Miniſterial-

Erſt jüngſt wurde die verhaftete Spartakiſtin Roſi Wollſt ein von einem bewaffneten Haufen aus dem Weſenhnle

geholt. Erinnerung iſt noch, wie Eichhorn bei ſeiner
vorüberge Verha ung mit Gewalt befreit wurde. Die

reunde Vogels haben von ihrem Standpunkt aus genau das
elbe getan wie die Anhänger Eichhorns oder Roſi Wollſteins.

ir verurteilen das eine wie das andere. Wer aber ſelber
re Gefangenenbefreiung betreibt, hat kein Recht,
z entrüſten, wenn der politiſche Gegner ihn darin na

Darauf antwortet die Freiheit: Man muß ſchon ſo ſcham
los und erlogen wie das rechtsſogialiſtiſche e
um einen des gemeinen, hinterhältigen Mordes Beſchuldigten
gleichzuſetzen mit Leuten, die wegen politiſcher Vergehen
verfolgt werden. Der Vorwärts macht dieſen Unterſchied nicht,
weil er überhaupt nicht mehr proletariſch, ſondern nur noch
bürgerlich-kapitaliſtiſch empfinden kann.

Aber das gange hat noch einen anderen Sinn. Der Vorwärts
ßeg es gar nicht ſo ungern, daß Vogel befreit worden iſt; um
eine Spur zu verwiſchen, hetzt er gegen „Unabhängige und

Spartakiſten

Rechtsſozialiſtiſche Arbeiterräte und der

Friede. 2Oppoſition gegen die Regierung.
Die auf dem Boden der alten ſozialdemokratiſchen Parteiſtehenden Arbeiter und Soldatenräte und o

munalen Arbeiterräte Berlins verſammelten ſich
am Montag im Herrenhaus in Berlin, um zur Friedensfrage
Stellung a nehmen. Das Mitglied des Zentralrates
See e euß führte aus: Nach dem Weltkriege. habe der
Sieger dem Beſiegten Bedingungen auferlegt, die Unerfüll-
bar m Darüber iſt ſich 4323 Deutſchland einig.
Seit ſechs Monaten hat die Regierung nichts unter
nommen ſich vernünftige Bedingungen zu ſichern. Es wäre
Pflicht der deutſchen Regierung geweſen, die Franzoſen davon
zu überzeugen, daß ſie in anderer Weiſe entſchädigt werden
können, als dies jetzt durch die Friedensbedingungen geſchehen
ſoll. Eine runde Abtrennung Elſaß-Lothringens hätte un-
geheuren Eindruck gemacht, desgleichen der Verſuch, Verträge
abzuſchließen über eine Gutmachung der Schäden und den
Wiederaufbau der zerſtörten Gebiete. Jn der Frage der
Kriegsgefangenen waren die Proteſte unſerer Regie
rung dumm und unaufrichtig. Für Frankreich gab
es nur zwei Wege: Verſtändigung oder Sicherungspolitik. Der
vorgelegte Frieden iſt ein engliſcher Frieden. Vom ſozialiſti-
ſchen Standpunkte kann man eine Nichtunterzeichnung
nicht billigen. Die Zeit der Korrektur des Friedens
vertrages wird kommen, die Arbeiter in allen europäiſchen

Das iſt der einzige

direktor Krüger verteidigte die Haltung der Regierung und
des Parteivorſtandes und ſtellte ſich auf den Standpunkt, daß
der Friedensvertrag nicht unterzeichnet werden darf und kann.

Kaliſki wandte ſich ſehr ſcharf gegen den Vorredner, be-
eichnete die Haltung der ſozialdemokratiſchen
artei als unſozialiſtiſch, die der Regierungals unaufrichtig und heuchleriſch. Büchel

ſchloß ſich den Ausführungen von Cohen-Reuß und Kaliſki an,
während Frank, Dr. Caſpary und Brolat Stellung gegen dieſe
Ausführungen nahmen. Eine eingebrachte Reſolution von
Büchel und Kaliſki, die die Unterzeichnung des
Ententefriedens fordert, wurde abgelehnt, während eine
Entſchließung von Dr. Caſparh, die eine Nichtunterzeichnung
fordert, ebenfalls zur Ablehnung gelangte. Büchel
ſtellte feſt, daß die Fraktion der Arbeiter, Soldaten und kom-
munalen Arbeiterräte zu der Frage des Friedens überhaupt
keine Stellung einnehme.

Vorarbeiten zum Reichsarbeitsgeſetz.
Jn einer Beſprechung mit Vertretern von Verbänden

der Arbeitgeber und der Arbeiter, die am 19. Mai unter Vorſitzdes Reinh sarbeiteminiſters Bauer ſtattfand, wurden
die vorbereitenden Schritte des Arbeitsausſchuſſes für das
Reichsarbeitsgeſetz erörtert. Von der Reichsregierung
wurde darauf hingewieſen, daß neben den ſtändig mit der Aus-
arbeitung des Geſetzentwurfs betrauten, in beſonderem Maßeſachlundigen Perſonen für die einzelnen, von Unterausſchüſſen

zu bearbeitenden Fragen noch Spezialiſten zugezogen werden
ſollen. Jn der Beſprechung wurden Wünſche der Organiſations-
vertreter, die hauptſächlich auf Heranziehung praktiſch erprobter
Perſönlichkeiten zu den Beratungen des Arbeitsausſchuſſes ab
ielten, vorgebracht, denen die Regierung ſoweit als möglichKerücſichtigung zuſagte. Weiterhin wurde den Verbänden der

Arbeitgeber und Arbeitnehmer empfohlen, ihre beſonderen
Wünſche und Vorſchläge ſchriftlich, gegebenenfalls in formu-
lierten Entwürfen, beim Reichsarbeitsminiſterium einzureichen,
damit von vornherein die wünſchenswerte Fühlung mit der
Praxis und den Jntereſſentenkreiſen gewährleiſtet wird. Jn
der ferneren Ausſprache wurden bereits verſchiedene grundſätz-
liche Wünſche zum Ausdruck gebracht. Es beſtand Einigkeit
darüber, daß Deutſchland mit der geplanten Neuordnung des
Arbeiterrechts einen für die nationale und für die internationale
Entwicklung gleich wichtigen Schritt unternimmt. Die inner-
halb des Arbeitsausſchuſſes bisher gebi!deten Unterausſchüſſe
gliedern ſich wie folgt: 1. Allgemeines Arbeitsvertragsrecht:
2. Angeſtelltenvertragsrecht; 3. öffentlichrechtliche Vorſchriften
des Arbeiterſchutzes (einſchließlich Kinderſchutz und Heimarbeit;
die Regelung dringlichſter Rechtsfragen der Heimarbeit iſt ſchon
vor Fertigſtellung des Arbeitsgeſetzes in Ausſicht genommen);
4. organiſatoriſche Fragen (einſchließlich Arbeitsgerichte, die
ebenfalls eine beſchleunigte geſetzgeberiſche Behandlung erfahren
ſollen) 5. Arbeitsvermittlung (hier gilt dasſelbe) 6. Tarif-
vertragsrecht; 7. Koalitionen und Koalitionsrecht; 8. Lohn-
kämpfe (einſchließlich Arbeitseinſtellung, Boykott uſw. 9. Eini-
gungsweſen; 10. Bergweſen; 11. Landarbeiter und landwirt-
ſchaftliches Geſinde; 12. Recht der Hausangeſtellten; 13. Recht
der Bühnenangehörigen; 14. Beziehungen zum Beamtenrecht
und Recht der Staatsarbeiter und Staatsangeſtellten; 15. See-
ſchiffahrt. Binnenſchiffahrt, Flößerei und Fiſcherei; 16. Arbeits
ordnung; 17. Lohnbeſchlagnahme. Vorbehalten bleibt daneben
die Bearbeitung der internationalen Arbeitsre9toſengen und
eines Einführungsgeſetzes. (W. T. B.)

Ausſchreitungen in Eiſenach.
Eiſenach, 20. Mai. (Amtli Heute vormittag1 Uhr wurde der Güterſchuppen auf Bahnhof Eiſenach von

Spartakiſten durch Angriff vom angrenzenden Waldrand
aus in Brand geſetzt. Güterſchuppenhalle und Umlade-
balle mit 16 Güterwagen ſind vollſtändig ausgebrannt. Per-
ſonen ſind nicht verletzt. Die Rettungsarbeiten wurden durch
Angriffe der Spartakiſten und Exploſionen von Säureflaſchen

erſ rt. ean beachte in dieſer Darſtellung daß ſie durch die amtlich
bureaukratiſche Brille geſehen iſt. Daher auch die Verwechſlung
von gewöhnlichem Janhagel mit „Spartakiſten Aber man
weiß ja nur z genau, auf was es den Schildhaltern der
rn ?walt ei ihren Meldungen in der Hauptſache an
ommt.
Eiſenach, 20. Mai. (W. T. B.) Eine Arbeiterverſamm-

lung beſchloß auf Vorſchlag der Arbeitervertreter einſtimmig,
die Arbeit morgen früh in allen Betrieben wiederauf-
unehmen. Es herrſcht Ruhe. Die Gerüchte von Toten undVerwundeten gelegentlich der Vorfälle der letzten Tage ent

behren jeder Begründung.

Bekenntniſſe einer ſchönen reaktionären Seele.
Offen ausgeſprochen, was ſonſt nur insgeheim angeſtrebt wird,

hat der Direktor des Reform-Real- Gymnaſiums 11I

W

ſchen

dem Angeklagten feindliche Stimmung

öffentlicht hat.

ten durch eine revolutionäre Bewegung

in Wilmersdorf, Dr. Leichſenring. Er bedauerte vor
verſammelten Lehrerkollegium, daß nicht mehr Proletarier
niedergeknallt worden ſeien, denn dann wäre nach ſeiner
Ueberz die Revolution nicht ſo weit gediehen.

Der unvo ge deutſchnationale Schwätzer ſoll jetzt zur Strafe
aus ſeinem Amte entfernt werden. T

Ein regierungsſeitig geſichertes Heim für Wilhem.
Die Deutſche Tageszeitung teilt ihren völkiſchen Leſern erfreut mit
„Die Deutſchnationagke Volkspartei, Verband Hanſa, fordert in

einer mit mehreren tauſend Unterſchriften verſehenen Eingabe an
die Deutſche Nationalverſammlung, Weimar, daß dem Deuſchen

C

Kaiſer ein regierungsſeitig geſichertes Heim in n 3
Deutſchland zur Verfügung geſtellt wird. Dem Reichspräſi ſtre
denten wurde in einer Drahtnachricht von dieſer Forderung ar

Kenntnis gegeben. a FWas verſteht die Deutſchnationale unter einem „regierungsſeitig die
geſicherten Heim Das Wort iſt doch nicht etwa eine vornehmen Se
alldeutſche Umſchreibung für den proletariſchen Ausdruck Nummer de

Sicher“ 73 i

auDer Prozeß Ledebour. ge
Genoſſe Ledebour klagt an! er

Am Dienstagvormittag, dem zweiten Verhandlungstage, hielt ſch.
Genoſſe Ledebour im Schwurgerichtsſaale zu Moabit eine große Be
Rechtfertigungsrede. Damit hob er den Prozeß aus ſeiner
juriſtiſchen Atmoſphäre heraus und gab ihm den Charakter der
eines politiſchen Prozeſſes von hiſtoriſcher Bebeutung. r
Genoſſe Ledebour hob eingangs hervor, daß er ſich in der Vor u
unterſuchung geweigert habe, irgendwelche Angaben zu machen, He
weil er die ganze Art der Vorunterſuchung, wie ſie bei unſerer rheutigen Rechtspflege gehandhabt wird, t rechtlich verfehkt da
halte. Sodann rechnete er mit dem Juſtizminiſter Heine ab, A.
der durch ſeine Rede in der preußiſchen Nationalverſammlung Ko
aus parteipolitiſcher Geſinnung gegen einen von ihm gehaßten üb
Mann Stellung genommen hat, um ihn herabzuſetzen und die W
Oeffentlichkeit, zu der auch die Geſchworenen dieſes Prozeſſes

gehören, zu beeinfluſſen. wGenoſſe Ledebour ging dann eingehend auf die Anklage- Ei
ſchrift ein und gab einen hiſtoriſchen Umriß der Vorgeſchichte el
der Revolution. Er ſchilderte die einzelnen Verſuche, die von a
der revolutionär geſinnten Arbeiterſchaft und ihren Führern
unternommen worden ſind, um den Krieg zu beenden, die ber
Staatsform umzuändern und den Sozialismus herbeizuführen. ber
Die Regierung habe im Verein mit den Regierungsſozialiſten die
alles getan, um die Herbeiführung eines wirklichen und ge laß
rechten Friedens zu verhindern. Die Regierung und die maß- e
gebenden Parteien wollten keinen Ausgleichsfrieden, weil ſie Ar
ſich des Sieges ſicher waren. „Wieviel glücklicher würde heute Se
das ganze deutſche Volk ſein, wenn ſich der Reichstag den iſt
Forderungen der Unabhängigen Fraktion gefügt hätte,“ ſo ini
ſagte Genoſſe Ledebour mit energiſcher Stimme, zu den Ge ber
ſchworenen gerichtet. Er geißelte dann das Verhalten der Re lid
gierung und der Parteien beim Abſchluß des Breſt-Litowſker Ar
und Bukareſter Gewaltfriedens und hob hervor, daß die heutige Ko
Regierung die Fortſetzung der alten Annektionsregierung ſei z
und daher kein moraliſches Recht habe, heute den Annektions-
frieden der Gegner abzulehnen.

Er behandelte nunmehr den weiteren Verlauf der Revo
lution. Seine Ausführungen waren von höchſter politiſcher
Bedeutung. Er ſprach frei und ungezwungen, wandte ſich bald
an die Richter, bald an die Geſchworenen, bald ſprach er nach
dem Zuhörerraum hin. Der Vorſitzende ließ ihm in ſeiner
Rede freien Spielraum, und unterbrach ihn nur einmal, als
er den Oberſtaatsanwalt als eifrigen Verfolger des politiſchen
Umſturzes bezeichnete. Dieſer Prozeß wird ſich nicht durch
juriſtiſche Fineſſen löſen laſſen. Es wird ein politiſcher Prozeß
werden, an dem das geſamte Proletariat der Welt innigen
Anteil nehmen wird. Die ganze Schuld der Regierung -Ebert-
Scheidemann, ihr hinterhältiges, Doppelſpiel, die Schande, die
ſie durch ihr Verhalten dem deutſchen Volke dem Auslande
gegenüber zugefügt hat, werden aufgerollt werden. Jn dieſem
Prozeß wird nicht der Genoſſe Ledebour der Angeklagte
ſein, ſondern die Regierung Ebert-Scheidemann,
die die Revolution verraten hat, um ſich eine geſicherte Exiſtenz
im kapitaliſtiſchen Staate zu ſchaffen.

d

Zweiter Verhandlungstag.
Nach Verleſung des Eröffnungsbeſchluſſes durch den Vor

ſitzenden ergreift das Wort der Angeklagte Ledebour. Er
beginnt ſeine Ausführungen, indem er ſich gegen den preußi-

Juſtiz miniſter Heine wendet, der verſucht habein der Nationalverſammlung unter Berufung auf die Akten
falſche Beſchuldigungen gegen Ledebour zu erheben, um ſo eine

zu erzeugen. Des ferne
ren polemiſiert er gegen die Haltung der Preſſe, die eine von
ihm verfaßte Erklärung zu dieſer Angelegenheit nicht ver-

Alsdann geht der Angeklagte auf
die Vorgeſchichte der Revolution

ein. Die erſten Zuckungen einer Revolution haben ſich im
Jahre 1916 gezeigt. Die damalige Regierung lehnte alle Forde-
rungen der Arbeiterſchaft ab. Jn Berlin bildete ſich ein revo-
lutionärer Aktionsausſchuß, dem auch der Angeklagte angehörte.
Er beſpricht dann kurz die Beſtrebungen, die dahin gingen, auf
der Stockholmer Konferenz der Zimmerwalder einen Beſchluß
durchgzubringen, der zur u des Krieges einen internationalen Maſſenſtreik forderte. Dieſe Abſicht mißlang. Jm
Januar 1916 ſetzte dann in Berlin

der große Munitionsarbeiterſtreik
ein, der auf die Regierung einen Druck ausüben ſollte, um ſie
zu einem gerechten Frieden, der der Völkerverſöhnung diene,
zu zwingen. Damals wurden alle ſogenannten

„Rädelsführer“ in Schutzhaft genommen
oder zum Militär eingezogen. Das Heer wurde zu einer
demaskierten Schutzhaftanſtalt degradiert. Die Folge davon
war, daß eine große Zahl geſchulter Sozialiſten unter die Sol
daten kamen und ein halbes Jahr ſpäter war die ganze Armee
von der Notwendigkeit einer ſozialiſtiſchen Erhebung übergeugt.
Der Angeklagte ſchildert dann kurz s Tätigkeit im Reichs
tag, die darauf hinauslief, die Oeffentlichkeit auf die Revo
lution vorzubereiten. Anfangs war die Oppoſition im Parla
ment ſehr ſtark, ſchwand aber immer mehr. Jm r
wurden die Abgeordneten eines Tages vom Miniſter des Aus
wärtigen mit der Mitteilung überraſcht, daß die oberſte Heeres
leitung innerhalb drei Tagen einen Waffenſtillſtand haben
müſſe, wenn nicht alles verloren ſein ſollte. Von der Stunde
an verloren auch die Mehrheitsparteien den letzten Reſt des
Vertrauens. Es kam das Kabinett Pring Max von Baden mit
den beiden Sozialdemokraten Scheidemann und Bauer zuſtande,
das die Revolution verhindern und das Volk beruhigen ſollte.
Bald darauf ſtellte Scheidemann die Zardernng, an „daß der
Kaiſer auf den Thron und der Kronprinz auf die Thronfolge
vergichten ſollten. Man wollte aber nicht die Monarchie als
ſolche ſtürgen, denn man war bereit, den Prinzen Max von
Baden als Regenten einzuſetzen. Wir Revolutivnäre aber woll

eine ſosialiſtiſche Republik ſchaffen.
Der revolutionäre Aktionsausſchuß in Berlin beſchloß am
2. November, noch bevor die Vorgänge in Kiel bekannt waren,
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für den 4. November den bewaffneten n and Jegen n
rung. Am Abend des L. November e aber t e
die es der Mehrzahl der Mitglieder es Aktionsausſ s für

r m lie 7 r Am 686. Novembereidung fallen. Die Regieru te aber über-all ihre Spitzel, ſie wurde dadurch von wem 7 n unter
richtet und ließ den damaligen Leutnant alz verhaften.Dieſer verriet alle die Pläne. Bald darauf wurde e auch

Fern v tet, W das d das S nal r Aufſtand.
rde die Parole ausgegeben, am 9. ember loszuſchlagen. Alsdann geht der Angeklagte auf auig

das Verhalten der Mehrheitsſozialiſten
in dieſen Tagen ein. Als ſie von dem Vorhaben der Revolu-
tionäre erfuhren, trieben ſie ein Doppelſpiel, denn ſie wollten
bei der Verteilung der Aemter dabei ſein. Ebert wurde
Reichskanzler und Scheidemann Staatsſekre-
t är. Am Morgen des 9. November kamen dann Ebert-Scheide-
mann und Braun zu uns und ſchlugen uns vor, eine paritätiſch
am erſt vre Regierung zu bilden. Als der Angeklagte
ann mit ſeinen Freunden in einem Berliner Vorort über

dieſen Vorſchlag verhandelte, verhandelten einige andere Mit-
lieder der U. S. P. in dieſer Angelegenheit mit den genannten
zännern. Scheidemann nützte unſere Ungeſchicklichkeit aus

und rief am 9. November die deutſche Republik aus. Wäre da
mals die Revolution nicht geglückt, dann ſäßen Ebert und
Scheidemann neben mir auf der Anklagebank und die Herren
Anklagevertreter würden mit demſelben Eifer Anklage gegen
dieſe Herren erheben, und das um ſo mehr, als Ebert und
Scheidemann als Miniſter an einer Revolution gegen die Re-
gierung, an der ſie teilgenommen, beteiligt geweſen wären.

as Verhalten dieſer beiden Männer war mir in der Seele
zuwider und als ich im Gefängnis las, daß die deutſche Natio-
nalverſammlung Herrn Ebert zum Reichspräſidenten gewählt
hatte, empfand ich als Deutſcher tiefſte Scham.
Das Koalitionskabinett hat die Aktionsfähigkeit und die Werbe
kraft der Unabhängigen furchtbar gelähmt. Aber das Miß-
trauen gegen die Regierung wuchs immer mehr. Es kam zum
Blutvergießen in der Chauſſeeſtraße, zu dem Verſuch einer
Schar Soldaten an demſelben Tage Ebert zum Präſidenten
auszurufen und den Vollzugsrat zu verhaften. Dann kamen
die Kämpfe am Marſtall in der m des letzten
Jan Der Angeklagte wurde zu Verhandlungen auf den

ampfplatz gerufen, woſelbſt er mit Dorrenbach verhandelte.
Bei dieſer Gelegenheit ſpricht der Angeklagte von „dem nun-

mehr ermordeten Dorrenbach“. Der Vorſitzende weiſt dieſe Be-
W zurück, da bis jetzt noch nicht erwieſen war, daß

orrenbach ermordet wurde.
Verteidiger Roſenfeld bemerkt dazu, daß der Ermordete

kurz vor ſeinem Tode ausgeſagt habe, was Ledebour eben aus-
eführt habe. Seine Vermittlertätigkeit hat nach Anſicht des
ngeklagten zu einem befriedigenden Reſuliate geführt. Die

Vorgänge des 24. Dezember waren die Urſache zum Austritt
der n aus der Regierung. Der Angeklagte be-
hauptet dann, die Märzvorgänge und

die Ermordung von 32 Matroſen
in der Franzöſiſchen Straße ſeien die Rache für den Verhand
Iungserfolg, den die Volksmarinedivſion am 25. Dezember er
rang. Der Staatsanwalt teilt dabei mit, daß wegen der Er-
mordung der 32 Matroſen ein Verfahren eingeleitet ſei, und
bittet den Angeklagten, in dasſelbe nicht einzugreifen.

Die an war weiter ſtets beſtrebt, die revolutionären
Errungenſchaften rückgängig zu machen und holte aus, indem
ſie verſuchte, den Polizeipräſidenten Eichhorn, den letzten Un-
abhängigen, der in Berlin an verantwortlichem Poſten ſtand,
abzuſetzen. Alle gegen Eichhorn erhobenen Be-
ſchuldigungen weiſt der Angeklagte als nichts-
würdige Verleumungen zurück. Die revolutionäre
Arbeiterſchaft Berlins war nicht gewillt, ſich dieſe Maßregelung
gefallen zu laſſen. Jn einer gewaltigen Demonſtration am
5. Januar verlangte ſie, daß Eichhorn Gelegenheit gegeben
werden ſolle, mit dem Zentrakrat zu verhandeln und daß die
letzte Entſcheidung in die Hand des Berliner Vollzugsrates ge
legt werde. Erſt wenn der Vollzugsrat ſich gegen die Abſetzung
Eichhorns ausſprechen würde, was nicht zu erwarten war, da
ſeine, Mehrheit aus Mehrheitsſozialiſten beſtand, und die Re-
gierung dann trotzdem noch auf die Amtsentſetzung beſtehen
würde, ſollte gegen dieſe Gewaltanwendung von ſeiten der Ar-
beiterſchaft auch mit Gewalt geantwortet werden. Aber die
Regierung wollte keinen Ausgleich, ſie wollte
den Konflikt; das hat der jetzige Polizeipräſi-
dent Eugen Ernſt in einem Jnterview miteinem italieniſchen Journaliſten ſelbſt zu-egeben. Die Maſſendemonſtration des 5. Januar vor dem

olizeipräſidium zeigte, daß die Arbeiterſchaft Berlins zur
Aktion drängte. Man verſicherte uns, daß die Verliner und
Spandauer Garniſonen faſt ganz auf unſerer Seite ſtanden.
Von denſelben Leuten, die am 2. November im revolutionären
Aktionsausſchuß vereinigt waren, wurde an demſelben Tage
beſchloſſen, aufs Ganze zu gehen und die Regierung Ebert-
Scheidemann zu ſtürzen. Däumig war es, der gegen dieſen
Beſchluß ſtimmte, wie er denn auch während der ganzen Zeit
nicht an dieſen revolutionären Aktionen teilnahm. Zur Durch-
führung der geplanten Aktion wurde ein proviſoriſcher Revo
lutionsausſchuß gegründet, deſſen drei Vorſitzende der An
geklagte, Karl Liebknecht und Paul Scholze waren. Von dieſen
drei Leuten iſt dann das bekannte Schriftſtück unterzeichnet
worden, und zwar als J. V., denn die drei Unterzeichneten waren
weder der Aktionsausſchuß, noch die in Ausſicht genommene
neue Regierung, ſie waren nur die Firmenträger. Am 86. Ja-
nuar wurde angeordnet, das Kriegsminiſterinm zu beſetzen,
weil man annahm, daß die Situation gleich der des 9. November
war. Darin hatte man ſich aber getäuſcht. Die Matroſen, die
das Miniſterium beſetzen ſollten, ließen ſich leider hineinlegen,
da man im Kriegsminiſterium an Stelle der mittels Schreib--
maſchine hergeſtellten Unterſchrift eine handſchriftliche haben
wollte. Jn Abweſenheit des Angeklagten hat dann Liebknecht
ſeinen Namen unter dieſes Schriftſtück geſetzt. Das war ſein
zutes Recht; fraglich iſt nur, ob es angebracht war. Der An-
geklagte geht dann in längeren Ausführungen auf die Sprachen-
politik der ehemaligen Kaiſerlichen Regierung ein, ſchildert
ſeinen im Reichstag gegen die Politik geführten Kampf und
kommt zu dem Reſultat, daß die jetzige Regierung abſolut nicht
Rigrr iſt, die Friedensverhandlungen zu führen, da ihre

änner
die Gewalt- und Unterdrückungspolitik

dieſer Regierung mitgemacht haben. Angeklagter betont dann,
daß er die Verantwortung für das, was er getan habe, nicht ab
lehne, aber dagegen proteſtiere, daß man ihm Dinge zuſchiebe,
mm denen er abſolut keine Schuld habe. Das gilt beſonders von
der am 5. Januar erfolgten Beſetzung des Vorwärts. Der Vor
wvärts war das Blatt der Berliner Arbeiterſchaft. Durch einen
infamen Treubruch iſt es ihr geraubt worden und in den Beſitz
der Regierungsſozialiſten übergegangen. Durch die Teilnahme
der Unabhängigen an der Regierung hatten ſie das Recht ver-
wirkt, dieſen Raub zu vergelten, indem ſie ſich mit Gewalt
wieder in den Beſitz des Blattes ſetzten. Die Beſetzung des
Vorwärts Weihnachten 1918 wurde weder vom Angeklagten
noch von Liebknecht gutgeheißen; beide haben vor der Wieder
holung dringend gewarnt. Auch am 5. Januar hat niemand
dazu aufgefordert, die Beſetzung war vielmehr eine ſpontane
Aktion der Maſſen. Der Angeklagte geht dann ſehr eingehend
auf die am Dienstag, den 7. Januar, en Einigungs-
verhandlungen mit der Regierung ein, die ſich bis zum Mittwoch
hinzogen, dann von der Regierung abgebrochen, am Donnerstag
wieder aufgenommen und bis zum Freitagabend hingezogen

ben. Der Angeklagte war in der Zeit der Obmann der
ommiſſion, die die Verhandlungen mit der Regierung führten.

Er war mit dieſen Arbeiten vollauf beſchäftigt und iſt auch im
Laufe der Woche formell von der Leitung des Repolutionsaus
chuſſes zurücgetreten, ſo daß er bei all den militäriſchen Er
eigniſſen der Woche abſolut nicht als Rädelsführer zu betrachten

In der Nacht vom Freitag zum Sonnabend wurde Ledebour

dann von einem Leutnant in ſeiner Wohnung verhaftet

F Kreiskonferenz der A. S. P. Mangsfeld.

1600 vor dem 9. November vorigen Jahres.
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der Kommandantüur gebracht. Der Stad u
wußte ſeinerzeit weder von einem Verh e

etwas, noch will er den Namen des die Verhaftung vorne
den Offiziers gekannt Jm übrigen war er
kommend und bereit, Le r und den mit ihm ver
Dr. Meyer mittels Autos wieder in ihre Wohnung zurückbringen
zu laſſen. Was aber duxch einen Offizier dadurch verhindert
wurde, daß er die beiden Soldaten, die Klabunde zur Begleitung
mitgegeben hatte, zurückbeorderte. Zeugen werden bekunden,
daß man den Plan hegte,
die beiden Verhafteten zu erſchlagen und ins Waſſer zu werfen.

Bei einer kurzen Erörterung der Frage der Haftentlaſſung
ſchließt der Angeklagte ſeine viereinhalbſtündige Rede mit den
Worten: Jch übernehme die volle Verantwortung für das, was
ich getan habe. Jch lehne es aber ab, die Verantwortung zu
übernehmen für Dinge, die man mir nur auſſchwatzt. Wie
dieſer Prozeß auch ausgehen wird, ich werde mir damit ein
großes Verdienſt um das Wohl des ganzen deutſchen Volkes
erwerben. Nach meiner Ueberzeugung iſt es vaterländiſche
Pflicht jedes Deutſchen, alles zu tun, um dieſe verderbliche Re
gierung ſo ſchnell als möglich zu beſeitigen.

Hierauf werden die Verhandlungen auf Mittwoch, 9 Uhr,

Aus der Provinz.
Sozialdemokratiſcher Verein A. S. P.

Merſeburg-Querfurt.
Am 29. Mai (Himmelfahrt) findet vormittags 10 Uhr im

Thüringer Hof in Merſeburg unſere diesjährige Kreisgeneral-
verſammlung mit folgender Tagesordnung ſtatt:

1. Jahres und Kaſſenbericht. (Ref. Gen. Sämiſch.)
2. Agitation und Organiſation. (Ref. Gen. Fiedler.)
3. Anträge.
4. Preſſe.
5. Verſchiedenes.

Alle bis zum 15. Mai eingegangenen Anträge
Diſtriktsleitungen in Abſchrift eingeſandt worden.

Der Vorſtand. O. Fiedler, Vorſ.

ſind den

Jn Eisleben tagte am 18. Mai eine außerordentlich gut-
beſuchte Konferenz der Wahlkreisorganiſation der Unabhängi-
en Sozialdemokratiſchen Partei für die beiden Mansfelder
Kreiſe. Der Kreisvorſitzende, Genoſſe Chriſtange, begrüßte

die Delegierten mit eindringlichen Worten und bemerkte, daß
er zum 18. Male die Freude habe, die Vertreter des Proleta-
riats begrüßen zu dürfen. Nach Ehrung der ſeit der letzten
Tagung verſtorbenen und dem grauſamen Menſchenmorden
zum Opfer gefallenen Parteigenoſſen erſtattete Chriſtange den
Geſchäftsbericht. Er griff zurück bis in die Zeit, wo
der Mansfelder Bergmann der ſozialdemokratiſchen Bewegung
och feindlich gegenüberſtand und erinnerte dabei an die ve-

rühmte „Schlacht von Eisleben“, bei welcher Gelegenheit fang-
Riſierte Klaſſengenoſſen auf einen Wink von oben eine wüſte
Prügelei an den Pionieren der Bewegung verübten. Durch den
Umſturz der Verhältniſſe iſt endlich auch dem Mansfelder Berg-
mann ein Licht aufgegangen, auch er hat den Weg zur einzig
richtigen politiſchen Organiſationen, der U. S. P., gefunden. Es
müſſe die Hoffnung ausgeſprochen werden, daß die Bewegung
ſeſte Wurzeln ſchlage und nicht wieder nur ein Flugfeuer ſei.
Uebergehend zum Tätigkeitsbericht bemerkte er, daß durch die
vielen Einziehungen während des Krieges die Zahl der Partei-
h auf etwa 300 gefallen war. Dem Weltkriege ſind
47 Parteimitglieder zum Opfer gefallen. Nach dem 9. November
iſt ein gewaltiger Aufſchwung eingetreten, der als geradezu
unerwartet bezeichnet werden muß. Der Drang nach Freiheit
des Mansfelder Volkes kam impulſiv in Verſammlungen, De-
monſtrationen und durch den Demonſtrationsſtreik zum Aus-
druck. Die Wahlen ſind überall glänzend für die Un-
abhängige Sozialdemokratie verlaufen. Unabhängige Stadt-
verordnete ſind der Kreisleitung 77, Gemeindevertreter 208 ge-
meldet worden. Die wirkliche Zahl dürfte noch größer ſein.
Der Seekreis hat von 36 Kreistagsvertretern 26, der Gebirgs-
kreis von 32 Abgeordneten 20 unabhängige Sozialiſten. Die
Zahl der Parteimitglieder iſt von 500 im Oktober vorigen Jah-
res auf rund 11500 im gegenwärtigen Augenblick geſtiegen,
davon 3740 weibliche. Gewerkſchaftlich organiſiert ſind 15 000
Arbeiter. Das Halliſche Volksblatt wird in den beiden
Mansfelder Kreiſen in einer Auflage von 11 500 geleſen gegen

Ein ſchöner Fort-
ſchritt.

Genoſſe Beſſer gab den Kaſſenbericht, der nicht be-
ſonders günſtig genannt werden kann, da die Wahlen erhebliche
Geldmittel erforderten. Es iſt ein Beſtand von 2564.38 Mk.
vorhanden. Gerügt wurde, daß einzelne Orte zu leichtfertig
mit den Parteigeldern umgegangen ſeien und Wahlarbeiten

bezahlt haben, die aus Jdealismus hätten geleiſtek werden
müſſen.

An die beiden Berichte ſchloß ſich eine lebhafte, anregende
Ausſprache, in deren Verlauf gewünſcht wurde, eine Wander-
bibliothek zu ſchaffen. Die Stellung der Partei zu den Kon
muniſten wurde gleichfalls von den verſchiedenſten Rednern er-
örtert und die Mahnung ausgeſprochen, daß Einigung des Pro-
letariats jetzt das dringendſte Gebot der Stunde ſei.

Beim Punkte Agitation und Organiſation wurde
zunächſt ohne Debatte beſchloſſen. der Anſtellung eines Bezirks-
ſekretärs die Zuſtimmung zu geben. Eine lebhafte Ausſprache
entwickelte ſich über den von Eisleben geſtellten Antrag auf
Anſtellung eines Parteiſekretärs für den Wahlkreis Mansfeld.
Ohne Widerſpruch wurde dem Antrag auf Anſtellung des
Kreisſekretärs zugeſtimmt.

Ueber den Antrag auf Schaffung einer eigenen
Preſſe für die beiden Mansfelder Kreiſe ſprach Genoſſe
Chriſtange. Er wies daraufhin, daß im ehemaligen Wablkreiſe
über ein Dutzend bürgerliche Blätter die Köpfe der Arbeiter-
ſchaft mit ihrem Gift verdummen. Das Halliſche Bruderblatt
ſei für den ausgedehnten Bezirk Merſeburg zuſtändig, und ein-
fach außerſtande, den Kampf ſo wirkſam zu führen, wie es not
wendig wäre. Es entwickelte ſich eine ſehr lebhafte Ausſprache,
in deren Verlauf von den Hettſtedter Genoſſen mitgeteilt
wurde, daß ſie ſich mit dem Gedanken der Herausgabe eines
Blattes für den Mansfelder Gebirgskreis trügen, das den
Titel Morgenröte erhalten folle. Allſeitig wurde gewünſcht,
daß für den ganzen Wahlkreis ein gutes Parteiblatt geſchaffen
werde. Zwecks Erledigung der Vorarbeiten wurde eine Kom-
miſſion gewählt.

Zum Kreisvorſitzenden wurde Genoſſe Chriſtange-Eis-
leben wieder, zum Kreiskaſſierer Dittmar-Eisleben, neu
gewählt. Nach einem kernigen Schlußwort wurde die von über
150 Delegierten beſuchte Konferenz mit einem begeiſtert aufge-

Merſeburg. Stadtverordneten ſitzung. Die Ent-
laſtung der Rechnung des Bürgerrettungsinſtituts von 1916
wurde einſtimmig erteilt, auch dieſelbe von 1917. Die Mieten
der ſtädtiſchen Elektrizitätszähler werden um 38 Prozent er-
höht. Für einen Fürſorgeerziehungszögling werden 665 Mk.
bewilligt. Die Mietzuſchüſſe der verheirateten Unteroffiziere
und Feldwebel ſollen erhöht werden, ſoweit es ſich um ſolche
handelt, die in der Stadt wohnen. Dieſe Zuſchüſſe werden
egen die Stimmen der Sozialdemokraten bewilligt. Ein altes
tebel, betreffend den Anbau an neuen Straßen, wurde abge-
Kerl Für die Ruhegehaltskaſſe der Kommunalverbände der

ovinz Sachſen werden für 1918 13 050,52 Mk. bewilligt. Die

iſſe aus ſtädtiſchen Mitteln, die genehmigt werden. Auch der
rovinzial-Witwen und Waiſenfürſorge werden 7664 Mark

an Ortszulagen für die hieſigen Lehrer bedürfen Vor-
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r e a tlager Gießen bewilligte man Für das Gaswerk ſon Zeiteekt e Angeſchafſt und die Mittel hierzu bewilligt
werden. Da die Wohnungsnot durch verſchiedene Vorlagen
des Magiſtrats noch nicht viel Be griahren follen die
Baracken an der Mauer, welche bis jetzt zu Lazarett-
zwecken Verwendung fanden, angekauft und zu Notwohnungen
umgebaut werden.

Laucha. Die Leben smittelverſorgung. Am 15. Mai
t eine Sitzu des Verſorgungsausſchuſſes ſtatt. Der
Bürgermeiſter gab ein klares Bild über die allgemeine Ver
ſorgüng unſerer Stadt in den letzten beiden Monaten. Für den
Milchprüfungsausſchuß berichtete Stadtv. Reußner. Die in
Laucha vorhandene Menge von Vollmilch reicht rer
nicht aus, den dringendſten Bedarf für Kinder und Kranke zu
decken. Die abgegebene Menge kann aber nach Meinung der

hieſigen Aerzte nicht noch verringert werden. Es wurde des
halb beim Kreisausſchuß um Ueberweiſung von Vollmilch nach
geſucht. Für 1910 iſt ein erweiterter Anbau von Hülſenfrüchten
geſichert. Auch die Verſorgung mit Gemüſe iſt ſichergeſtellt.
Ebenfalls ſoll weiterhin verſucht werden, Fleiſch aus Not
ſchlachtungen hierzubehalten. Wegen des Pferdefleiſchverkaufs
entſpann ſich eine ſcharfe Ausſprache über die Art der Ver-
teilung. Genoſſe Waſſerfuhr kritiſierte ſcharf die jetzige Art
der Verteilung. Beſſere Leute erhalten meiſt das beſte Fleiſch
auch in genügender Menge, wohingegen die ärmere Bevölke
rung die Knochen meiſt mit in den Kauf nehmen muß und
manchmal überhaupt nichts bekommt.

Am 12. MaiNebra. Junker und Landarbeitertagte hier der Schlichtungsausſchuß der Arbeitsgemeinſchaft
ländlicher Arbeiter und Arbeitgeber des Kreiſes Querfurt. Es
handelte ſich um Verlängerung der Arbeitszeit auf den Ritter
gütern Nebra (Baron v. Helldorff) und den Rittergütern Vitzen-
burg, Weißenſchirmbach, Reiasdorf, Spielberg und Schmon,
welche ſämllich den bekannten Herrn v. d. Schulenburg auf
Vitzenburg gehören. Es waren Ärbeiter von allen Gütern der
Umgegend delegiert. Kollege Raute aus Reinsdorf fungierte
als Vertreter des Deutſchen Landarbeiterverbandes und wies
das Verlangen der Großgrundbeſitzer in gebührender Weiſe zu
rück, indem er den Herren deutlich vor Augen hielt, daß die
Zeit vorüber ſei, wo die deutſchen Landarbeiter noch mit der
Knute zur Arbeit getrieben werden könnten. Die Landarbeiter
ließen durch ihren Kollegen nachſtehende Forderung unter
breiten Der Arbeitstag beginnt früh 6 Uhr und endet abends
6 Uhr. Die üblichen Pauſen ſind Stunde Frühſtück, zwei
Stunden Mittag, Stunde Veſperpauſe ausſchließlich der
Anſtellungszeit früh 10 Minuten vor 6 Uhr und mittags 10
Minuten vor 1 Uhr. Jn der Erntezeit, wenn dringende Ar
beiten zu erledigen ſind, ſoll noch eine Stunde gearbeitet wer
den. Dieſe Stunde ſoll nicht als Ueberſtunde, ſondern als ge-
wöhnliche Lohnſtunde vergütet werden. Jede weitere Stunde
wird als Ueberſtunde bezahlt. Die Arbeitszeit iſt gedacht:
6 Uhr früh vom Hofe und 6 Uhr abends im Hofe. Die Lohn-
zahlung fällt in die Arbeitszeit und nicht wie es bisher üblich
war, daß der Arbeiter 2 bis 8 Stunden auf ſeinen ſauer ver-
dienten Lohn warten muß. Eine Einigung wurde nicht er
zielt, weil die Arbeiter ſich nicht bewegen ließen, auch nur
einen Strich von den gerechten Forderungen abzugehen. Zum
Schluß ſoll noch erwähnt werden, daß jeder Landarbeiter ſich
dem Deutſchen Landarbeiterverband anſchließen muß, denn nur
durch dieſen können die Forderungen und Wünſche der Arbeiter
vertreten werden. Auch iſt eine Peuzuſammenſetzung der
Arbeitsgemeinſchaft geplant. Dort ſollen auch die ſogenanten
Ehriſtlichen Gewerkſchaften ihren Sitz haben. Alſo, Land
arbeiter, tretet ſo ſchnell als möglich eurer Organiſation bei,
denn ihr ſeht, es geht auch hier um alles.

HelbraHergisderf. Die Verſammlungen, die in den
beiden Orten am Donuerstag abend ſtattfinden ſollten, werden

um eine Woche verſchoben. ſeden erſucht, ſich zahlreich an den Verſammlungen zu beteiligen. in
denen die Genoſſin HennigLeipzig ſpricht. Genoſſe Koenen wird
beſtimmt nächſte Woche die angekündigten Verſammlungen ab-
halten.

Polleben. Wer ſchimpft Der Gemeindebäcker Ehr
hardt, der ſeit Jahren d Gemeindebachhaus betreibt, zieht auf
der Eſelswieſe der Eist. Ztg. jämmerlich gegen die Unabhängige
Partei vom Leder. Die Erhöhung des Backgeldes hatte er vor-
genommen, obwohl die Gemeindevertretung dieſe abgelehnt
hatte. Da hatte ihn ein Gemeindevertreter, ein Mitglied der
Unabhängigen Partei, zur Rede geſtellt, und nun jammert er,
ob das die Freiheit ſei, die die Partei predige. Ja, wenn der
Meiſter vom Bacdktreg die Freiheit dahin verſteht, für ſeine Er
zeugniſſe ihm beliebige Preiſe zu nehmen, ſo iſt das eine per
fönliche, aber nicht maßgebende Anſchauung. Kann er nach-
weiſen, daß er bei den Vackſätzen wirklich nicht auskommt, ſo
hat noch immer bei der Unabhängigen Partei Entgegenkommen
obgewaltet. Hier ſaint es dem Mann aber nur auf die Herab-
ſetzung der Partei angekommen zu ſein.

Bitterfeld. Die Stadtverordneten beſchloſſen in
ihrer letzten Sitzung, die Vinnengärtenwieſe als Spielplatz
nötigenfalls ganz, mindeſtens aber zur Hälfte freizugeben;
außerdem ſollen für das Fußballſhiel genügend Plätze bereit
geſtellt werden. Zur baldigen Gründung einer Volkshochſchule
ſind die nötigen Vorarbeiten in Angriff zu nehmen und zu
dieſem Zweck ein beſonderer Ausſchuß zu bilden. Schleunige
Einführung des Erbbaurechts wird gefordert, um zu einer ge
ſunden Boden- und Wohnungspolitik zu gelangen. Ein
Satzungsentwurf wird ausgearbeitet und eingereicht werden.
Dieſe drei Anträge wurden dem Magiſtrat zur Berückſichtigung
überwieſen. Dem Antrag der ſozialdemokratiſchen Fraktion
um Aenderung des S 37 des Kommunalabgabengeſetzes bei der
Preußiſchen Landesverſammlung einzukommen, wurde zu
geſtimmt. Es ſoll erreicht werden, daß künftighin höhere Ein-
kommen von 8000 Mk. an mit höheren Prozentſätzen zu
den Gemeindelaſten herangezogen werden können. Durch eine
erweiterten Antrag wurden beſtimmte Vorſchläge gemacht, die
eine Erhöhung um 20 bis 100 Prozent vorſehen. Gleichzeitig
wurde um Aenderung des S 36 Abſatz 1 des Kommunalabgabe-
geſetzes erſucht, damit auch bei der Ergänzungsſteuer die kapital-
kräftigen Schultern ſtärker belaſtet werden können. Eingaben
an die in Betracht kommenden Stellen im Sinne dieſer Anträge
wurden abgeſandt.

Annaburg. Ein neues Gebiet für ſeine politiſche Be
tätigung ſcheint Herr Rektor Schröder unter den Schulkindern
zu ſuchen. Die böſen Sozialdemokraten haben es ihm angetan.
Bezeichnete er doch in den Unterrichtsſtunden die Sozialiſten

als Spartakiſten, Mörder und Plünderer, als Menſchen, die
nicht arbeiten und anderen Menſchen ihr Eigentum wegnehmen
wollen. Den Kindern gibt der Herr Rektor den guten Rat mit
nach Hauſe und läßt ſagen, die Eltern möchten doch eine an
ſtändigere Zeitung als das Halliſche Volksblatt leſen. Dieſes
hetze nur zum Morden und Plündern auf. Hat der Herr Rektor
den Kindern weiter nichts zu lernen. als ihnen ſolche „Weis-
heiten “beizubringen? Die Arbeitereltern brauchen den Herrn
nicht als Berater dafür, was ſie für eine Zeitung leſen ſollen.
Die Arbeiter betrachten die Schule nicht als Tummelplatz für
konſervative Gedanken. Wenn es dem Herrn Rektor im ſogia
liſtiſchen Annaburg nicht mehr gefällt, empfehlen wir ihm, zu
ſeinem lieben Kaiſer Wilhelm nach Holland zu gehen. Die
Handlungsweiſe des Herrn Rektors an den Kindern verbittet
ſich die ſozialiſtiſch denkende Arbeiterſchaft ganz energiſch. Sie
verbittet es ſich, als Mörder und Plünderer bezeichnet zu wer
den. Hoffentlich nehtnen unſere Gemeindevertreter zu dieſen
unglaublichen Beleidigungen Stellung.

Güſten. Beſchlagnahmt wurden beim hieſigen Bahnhofs
wirt 272 Büchſen Konſervenfleiſch und Wurſt, 1 Zentner Rind
fleiſch, 3 Töpfe Schmalz, 1 Sack
Keks uſw., 3 Kiſten Pflaumen, 1

Bohnen, 1 Zentner Schokolade,

vorgefunden ca. 850 Doſen Gemüſekonfewen.

Die Genoſſinnen und Genoſſen wer
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Stadttheater.
Donnerstag, d. 22. Mat 1010
Anfang Ek, Ende 11 Udr:

h
Der mee Se un

qlöckle-Bratwurst e
Variefé.

Urkomlscher neuer Splelplan. z
Emley-Dao, Pant Klene, Gesehw. Hangeheney,Operettenduett, Komiker, Gyrnnast. Kinderspioie,
Franz Klein, Sautao a. Narieotta, Hans Raumang,
Vortragodiva, der estang, der Urkomizehe,

and die übrigen aeuen Känstler. D Neue Poese. R

E. Kramers Ronzerthaus,

Delitzsoheretrasee L. 114
er Täglich Konzert

von erstklassiger Oamen Kagone.

Prokeſcherſummlungen

ſinden ſtatt in

WWolfen
Donnerstag, den 22. Makl, abends 6 Uhr,

Greppin
Freitag, den 23. Mai, abends 7 Ahr,

Bitterfeld
Sonnabend, den 24. Mat, abends 7 Ahr,
im Lokal Hohenzollern,

olzwweißig
Sonntag, den 25. Mai (Jeit wird noch be
kanntgegeben),

Sundera dorf
Sonnkag, den 25. Mai (Jeit wird noch be
kanntgegeben),

Zſchorteifz
Montag, den 26. Mai, abends 8 Ahr, im
neuen Gaſthoef,

Voitzſch
Dienstag, den 27. Matk, abends 8 Ahr, im
Gaſthof Grüne Tanue.

Tagesordnung
1. Proteſt gegen die Vergewalfigung

des Bezirxbergarbeiterrates.

2. Fliedenszfrage.

Referent in allen Verſammlungen
ezos Genoſſe Rante-Eilenburg.

II ITIIILandarbeiter un »Arkeiterinnen.

reitag, den 23. Mai, abends S Uhr,
Mieth'ſchen Lokal zu Vrachwitz:
Crobe Versammlune.

Tagesordnung:
1. Berichterſtattung über die Lohnbewegungen

im Saalkreis.
3. Die Landarbeiter Ordunng.

Pflicht eines jeden Landardeiters ſowie jeder Arbeiterin
iſt es, in der Verſammlung zu erſcheinen. *794

Der deutſche Landarbeiter Verdand.

Wansleben,
Sozlaldemokr. Verein (V. S. P. D.).

Oonnerstag, den 22. Mai, abends 8 Ahr,
bei Graſemann

Mtglleder Verſammlung
Es werden ſämtliche Mitglieder hierzu eingeladen.

*817 Ler Vorſtand.Moderne Stofſfſchuhe
fertigt ſchnell und billig, auch 1381A. Hobald, Schillerſtrahe X8, vart.

Tonnen

Von seiner Toten.

1 Vorspiel und 5 Akte.

liaupuollen: Erna AMorena

Conrad Veicdt.

400 10 820

an der Theaterkasse..

Alte Promenadell
Ab Freitag, den 23. Mal

z Das Tagebuch
einer Verlorenen.

Nach dem gleichnamigen Roman von Margarete Böhme.

Werner Krauss
Reinhold Schünzel

Geschlossene Vorstellungen

Für den laufenden Tag Vorverkauf täglich 11--1 Uhr

Vorzugskarten aufgehoden. 1133

Ab Freitag
den 23. Mal

4 Abteilungen

Nur noch
I morgen:

ID
fernruf 1224.

Maria Fein
in dem interoseanteon Oramase

„Die Feste des Herzogs
von Ferrara“

Bernd Aldor
in Maritonetten der Leidengehkgft.

1184

811
Soeben erschien?

KURT EISNER
GESAMMELTE SCHRIFTEN

Zwaf Bad
Mert, gedeodes 34 Meer

e der Poike Socieketteche Schrift
echten ferner neu. Der Adler -Proses. 8
Gusata Lendauer, Auiret zum Sonaßemes,
d M. Kochesecha k. 8 M.. Gawronaky
sene des rueaischen o achewanus, 2,50
Sotudot, Kigesenarmes und Volkawohg, M.
St roobel, Erete Miarde der wenden
o M. Anefährlicher Proepekt boten ioe

VERLAG PAUL CAsd. R L. V 10

ſeine Wanre menr m r
nur mit r Berge Nioodaal l a. II eu erriolen.

Jetzt voete Zeit zur Brutveorniohtung.

Erfolg n Toh Foeghnätet eahr. pAuernehend für 3 Zimmer und
Alleinvorkauſe Karit Kuohnt. Se. Nrieheer. 81.
Bei Kiusa. v. M. 0, der reteoneek konto Beriis 3 286

ZDoeoud. dured Herm. A. Groes et Besrlig,

Austunkt amſent bei
ehworhörigkeit

A.

in h un
Kaufe jeden Poſten

Pferde
zum é6Glagten.

Artur Reinlcke,
RNoßſchlächterei,

Lettin (Saalkreis).

Bettnössen
n

Abhilfe sofort
Alter u. Geseohleeht angeben.

Anexunft amsonst.
MEeRrRXUR-VERSAN O
Mänohen so Nourosthovwrr. 18.

den rnn da erkläre füron aJe i. C. Engelmann

chbeit brüderlichreit.

D00.Denseretsg. B. Rat 1919, J

sagen t e Uan h Uber
Konzenr

wir
bau Beckers

seiner Gerellechan.filegentüten-

helnrlchs 6lück,
BRar!ecae v. V Holläader.
Vorverdauf u. 7.

Bis tricte pr.
160 Mk veono Uhr bende
ad T9 Ptg), Kindes o Pig
Be ungüdengem Wetter
Gade 410 Kooaerte in

Baale otatt Polssnitz.
Morgen Donnerstag

Abend- Konzert
ausgeführt vomSardetterwagen ceſfert. örchester.

Witz Hoiederverdäuſer Rad. o Beginn S Uhr. s08
Kongeniſiſche Partei dertſchlards Ortsgrype Halt (6.).

Lützkendorf.
Donnerstag, 22. Mal, abds. 8 Uhr,

im Gaſthof zur Linde:

Dauer artoo far die
Wirte tig Kassedaden aued fur die
Doas oretag Adenadhvasot t0

n. Zoo ung dert

Tagesordnung:
der Weltfrieden und die Kommunlſten.

Referent: Genoſſe Schulz-Berlin.
1286 Freie Ausſprache.

Proletarier! Proteſtiert in Maſſen gegen die ſchamloſe
nationaliſtiſche Heze der bürgerlichen rteien und der
Scheinſozialiſten. Der Einberufer.deu der Vaurbelterverhand

Zweigverein Halle.
Die Kollegen werden aufgefordert, auf allen

Bauſtellen, je nach der Zahl der beſchäftigten
Arbeiter, einen oder auch mehrere Platz-
oder Bau Delegierte zu wählen. Die
Adreſſen der gewählten Kollegen ſind in unſerm
Bureau, Harz 4244, ſofort zu melden. Anderer
ſeits iſt auch dem Vertreter der Arbeitgeber von
der vollzogenen Wahl Kenntnis zu geben.

1342 Der Vorſtand.
F. A.: Theodor Brauns, Vorſitzender.

die ackineit!
CKangtkarton. Far den Handel m eoden.
30 Megek eorriert Mk. 50; 100 8toek Mk 12. 50
fraako Nachn. Größere Mengen bedeutend billiger.
1061 Wit Zweimal borohlag-7e nahm geweren.

In 16 Beeh. zauammengestellt Mk. 3. 60 100 8tdok
Mk 98; 400 See 100; 1000 8eu0k MK. 190

franko Naehuahme *626
Intime Fruwenszenen! h
100 vk. MA. 19. 30 fr. Naehn. Or. Meng. bed. bill.
Näller Vinter, n. l lelpalg, Angin. 66.

U. S. P. Artern.
ensiag verſchied nach kurzer Krankheit
er Barteigenofſfe

Hermann Haake.
Am

unjer

Ehre ſeinem Andenken
Die Beerdigung findet am Freitag nachmittag

fatt Die Barleigenoſſinnen und Genoſſen werden
i beteiliz. 20 ev ecics u Her Vorſtand.

Zurückgekehrt vom Grabe unſeres lieben un-
vergeßlichen Sohnes, Bruders und Schwagers

Wilhelmwelcher auf ſo unglückliche Weiſe aus dem Leben
ſcheiden mußte, ſagen wir allen unſeren herzlichen
Dank, welche ſeinen v reich mit Blumen
ſchmückten. Dank der U. S. P. und dem Turn-
verein Deliz am Berge, ſowie der Belegſchaft J
Kaliwerke Schlettau und der Zahlſtelle Holleben
kür das Geleit zur letzten Ruhe, ferner für die
feierliche Rede am Grabe ſeitens der Partei und
der Trauermuſik ſowie der Kranzſpenden. Dank
auch für die Geldſammlung von der Belegſchaft

Schlettan. 818Delitz am Verge, den 18. Mai 1919.

Familie W. Simon.

Volksversarnmnlunn.

t

T
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Halle, den 21. Mai 1919.
Die Ausweiſung des Bezirksbergarbeiterrats.

Verhandlungen ſchroff abgelehnt!

Der mit ſo überraſchender Plötzlichkeit geführte Gewaltſtreich gegen den Bezirksbergarbeiterrat hat n t nur die Berg
arbeiter aller Orten alarmiert, ſondern auch den Bezirk s
arbeiterrat Merſebur zu J Eingre fen ver
anlaßt. Die große Bezirksratsſitzung vom Sonnabend empfand
dieſen Gerwaltſtreich als einen überlegten und beabſichtigten
de r das bisher gewährleiſtete Kontrollrecht
der Arbeiterräte gegt über ſtaatlichen Behörden. Der
Begirksarbeiterrat hat deshalb ſofort bei den zuſtändigen
Miniſterien in Berlin und h beim Zentralrat in einer
ausführlichen Beſchwerdeſchrift die ſofortige Wiederauf-
hebung der Ausweiſung des Begzirksbergarbeiterrates ge
r er t. Außerdem wurden mit dem verantwortlichen Ober
ergamt mündliche Verhandlungen eingeleitet, wobei eine Ab

ſchrift der an die Miniſterien und den Zentralrat geſchickten
Beſchwerdeſchrift überreicht wurde.

Es iſt mit allem Nachdruck darauf aufmerkſam gemacht wor-
den, daß die Beamten vom Oberbergamt, die auf exakte bureau
kratiſche Geſchäftserledigung immer den größten Wert legten,
ſich hier gang willkürlich über alle Vorſchriften und Jnſtanzen
hinweggeſetzt haben, um den Gewaltſtreich zu ermöglichen. Den
Herren war bekannt, daß der Bezirksbergarbeiterrat zunächſt eine
körperſchaftliche Vertretung der Bergarbeiterintereſſen war und
daß nur einigen ſeiner Mitglieder durch den Bezirks-
A. und S. Rat Merſeburg die Ausübung des Mandats der
Kontrolle im Oberbergamt übertragen worden war. War
über die Tätigkeit dieſer Beauftragten Beſchwerde zu führen,
2 war zunächſt ſelbſtverſtändlich der ſie einſetzende Bezirks

und S.-Rat reſp. der BVezirksarbeiterrat in Anſpruch zu
nehmen. Und wenn dieſe Stelle verſagte, mußte auf dem
Wege über das Miniſterium der Zentralrat in Berlin zum
Eingreifen aufgefordert werden. Man hat ſich an all das nicht

eke rt, ſondern einfach ſo zugegriffen, wie es den Herren zu
ällig für ihren volitiſchen Zweck am paſſendſten erſchien.
Das Tollſte aber iſt es, daß die Herren Beamten des Ober

bergamtes gar nicht behaupten, daß die dort mit der Kontrolle
beauftragten Vertreter des Bezirksbergarbeiterrats, ſich in
dieſer Kontrolltätigkeit irgend etwas haben zuſchnulden kommen
laſſeii! Jm Gegenteil, es wurde ausdrücklich beſtätigt, daß
egen dieſe Betätigung keinerlei Einwände zu erheben ſindl
an hat eine außerhalb dieſer Kontrolltätigkeit liegende

Angelegenheit herangezogen, um die den Bureaukraten in der
Seele verhaßte Arbeiterkontrolle rückſichtslos zu beſeitigen. Es
iſt ſowohl vom Handelsminiſterium, wie vom Reichsarbeits-
miniſterium ausdrücklich abgelehnt worden, daß der Begzirks-
bergarbeiterrat über ſeine Kontrolltätigkeit hinaus als öffent-
lich rechtliche oder ſtaatliche Einrichtung für Bergarbeiter-
Angelegenheiten zu betrachten ſei. Was er außerhalb ſeiner
Kontrolltätigkeit für die Betriebsräte, Revierräte und ſon
ſtigen Bergarbeitervertretungen erledige, ſei eine wirtſchaft-
liche Jntereſſenvertretung, bei der der Bezirksbergarbeiterrat
den Gewerkſchaften gleichſtehe! So ſchreibt das Reichsarbeits-
miniſterium. Es weiſt alſo den Bezirksbergarbeiterrat aus-
drücklich in die Reihe der Organiſationen, die als Jnter-
eſſenvertretungen auch zu kämpfen berechtigt
ſind. Und nachdem man ſo eine ſtaatliche Regelung ſeiner

inanzierung für unmöglich erklärt hat, wundert man ſich jetzt,
der Begzirksbergarbeiterrat ſich auf andere Weiſe, durch

Aufrufe für einen Kampffonds Gelder für ſeine weitere Arbeit
verſchafft. Es muß nachdrücklichſt feſtgeſtellt werden, daß die
n der zwei Funktionen des Bezirksbergarbeiterrats
von der Regierung verlangt und gefördert worden iſt.

Es tritt danach nun der ſonderbare Fall ein, daß jemand,
der in behördlicher Eigenſchaft beſchäftigt iſt, für ſeine außer
r dieſer Behörde entwickelte Tätigkeit auf politiſchem Ge
iete gema.ßregelt wird. Angeblich ſollen in der demo-ratiſ gen Verwaltung der Republik die Beamten eine unge-

a Meinungs- und Kvoalitionsfreiheit genießen.
ieſem Grundſatze widerſpricht die Maßregelung des Bezirks

)ergarbeiterrats doppelt, denn erſtens handelt es ſich hier nicht
unmal um Beamte, ſondern um eine ausdrücklich als wirt-
ſchaftliche Jntereſſenvertretung bezeichnete Körperſchaft und
weitens iſt offenkundig, daß die Maßregelung nicht wegen
einer inner- dienſtlich durchaus korrekten Vetätigung, ſondern
iner z alb ſeiner Kontrolltätigkeit liegenden poli-
i ſchen Arbett erfolgt iſt.

Der Bezirksarbeiterrat hat ſo in ſeinen Eingaben nach den
erſchiedenſten Seiten hin feſtgeſtellt, daß der Gewaltſtreich des
Dberbergamtes ſchwere Verſtöße gegen die durch die Revolution
rkämpften republikaniſch- demokratiſchen Grundſätze in ſich
chließt. Bei der mündlichen Verhandlung mit dem Oberberg-
unt ſtellte ſich denn auch heraus, daß die Herren nach dieſen
Korſtellungen doch etwas bedenklich wurden. Man gab
ogar zu, daß das Uebergehen des Bezirksarbeiterrates Merſe
urg als ein Fehler aufgefaßt werden könne. Der Bezirks-
rrbeiterrat war deshalb zu Verhandlungen über die Art der
veiteren Kontrollbetätigung auf dem Oberbergamt bereit, ſelbſt
inter einſchränkenden Bedingungen. Aber formelles Recht,
Inſtand und Entgegenkommen verſagten gegenüber dem harten
Villen der Oberbergamtsherren, unbedingt den Schlag gegen
ie revolutionäre Bergarbeitervertretung durchzuführen. Denn
chon am Nachmittag, nachdem die Herren auf dem Oberberg-
unt zuſammen konferiert hatten, ging dem Bezirksarbeiterrat
iach Merſeburg folgendes Telegramm zu:

Bezirksarbeiterrat Merſeburg. Lehnen Verhandlungen ab
und ehe an Handelsmmiſter. Wir haben an Handels-
miniſter telegraphiert: Vezirksarbeiterrat Merſeburg fordert
Verhandlungen wegen Ausweiſung des Bezirkebergarbeiter-
rates aus dem Oberbergamtsgebaäude und Unterſagung ſeiner
oberbergamtlichen Tätigkeit. Wir haben Verhandlungen ab-
gelehnt und BVezirksarbeiterrat an Ew. Erzellenz verwieſen,
weil wir Befugnis zu Verhandlungen ohne Ew. Exzellenz
Anweiſung nicht für gegeben erächten. Bericht und Be-
ſchwerdeſchrift des Bezirksarbeiterrats folgt.

Oberbergamt.
Jetzt, nachdem die Herren ſchon zugeſtanden haben, daß ſie die

IrbeiterratsJInſtanzen in ihrer Haſt übergangen haben, ziehen
ie ſich ihrerſeits hinter ihre wohllöblichen RegierungsJnſtanzen
urüc und ſtellen ſich ſo, als wenn ſie ganz ohne Einfluß wären.as glaubt den Herren aber jetzt kein Bergarbeiter mehr. Jm
egenteil, weiß genan, wo die Scharfmacher ſitzen, die den
ewaltſtreich gegen die Bergarbeitervertretung vorbereitet und

Aurchgeführt haben. Es iſt auch nicht zu erwarten, daß die ein
eitig unterrichteten Regierungsſtellen in Berlin etwa für
chleunige- Richtigſtellung dieſes ſchweren Mißgriffs ihrer Be-
ten ſorgen werden. Man glaubt ſelbſt unter ſozialiſtiſcher
der demokratiſcher Leitung den r Beamten viel,
iel mehr als den Vertretern der aufſtrebenden Arbeiterſchaft.
die aus Berlin verbreiteten Nachrichten deuten alle darauf hin,
aß die Regierungsſtellen auf Grund der ganz einſeitigen
jnformation bereits eine vorgefaßte Meinung
aben, gegen die anzukämpfen dem Bezirksarbeiterrat und den
)ergarbeitern außerordentlich ſchwer ſein wird. Auch die neu
eutſchen Regierungsſtellen laſſen ſich von den Arbeitern nur
ingern beeinfluſſen; ſelbſt wenn der Unwille der Arbeiter in
en ſchärfſten Formen zum Ausdruck kommt, glaubt man dort
ben noch keinerlei Rückſicht nehmzn zu brauchen.
Wenn aber aus dieſem kaltherzigen, ſtets ablehnenden Ver-

alten der behördlichen Ste en ſich ſchwere ſoziale Kon l reichen müſſen.
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kte ergeben, wenn durch dieſes Verhalten die ſtärkſten Er

ütterungen deutſchen Wirtaftslebens herbeigeführt werden, dann erſt kommt man
ur Beſinnung, daß durch Verhandeln irgendein Ausweg geſucht

werden muß. Die nächſten Tage werden es ergeben. wie
ſtarke Druckmittel von den Bergarbeftern an
gewendetwerdenmüſſen, um die Regierung und ihree ur Beſinnung zu bringen und ihnen zu Gemute zu
führen, daß in dieſer Form geführte Gewaltſtreiche in dieſen er
regten Zeiten von der klaſſenbewußten Arbeiterſchaft nicht
wehrlos hingenommen werden können. Die heutige
Konferenz der Bergarbeiter wird die erſten Schritte beſchließen.

Metallarbeiter. Morgen, Donnerstag, abends 7 Uhr, im
Volkspark wichtige Mitgliederverſammlung. Bericht über die Ver
handlungen mit den Jnduſtriellen, Ferienfrage, Mindeſtlöhne uſw.

Die Befreiung der Schulen vom Militäe iſt eine der drin
gendſten Forderungen. Es iſt ungeheuerlich, daß die Schüler
auch jetzt noch vom neuen Militarismus bedrückt nd behindert
werden. Aber auch dort, wo die Soldaten aus der Schule ent
fernt ſind, tut man nicht alles, um die Räume ſchnell wieder be
nutzbar zu machen. Aus der Brunnenſchule iſt das Militär
ſchon lange entfernt, die Räume ſind desinfiziert, aber man
reinigt ſie nicht. Warum? Worauf wartet man? Schulver
waltung mehr Eiferl Jetzt müſſen die Kinder nachmittags
in ſchlecht gelüfteten, mit verbrauchten Dünſten gefüllten
Klaſſenzimmern ſitzen, anſtatt daß die Zimmer nur früh beſetzt
wären und am Nachmittag gelüftet werden könnten. Jmmer
wieder gehen uns Notſchreie der Eltern zu. Vielleicht muß erſt
die Stadtverordnetenverſammlung wieder einen
Vorſtoß machen, auf daß endlich alles geſchieht, um aus den
Schulen wieder Schulſtätten zu machen, die für geſchwächte,
unterernährte Kinder angemeſſen ſind.

Stadttheater. Heute, Mittwoch, abends 7, Uhr, wird Der
Troubadour wiederholt Donnerstag Fauſt (1. Teil). Es ſei noch
mals darauf hingewieſen, daß dieſe Vorſtellung pünktlich um 6,
Uhr beginnt. Freitag 7 Uhr Der fliegende Holländer, Sonn
abend erſtmalig in neuer Einſtudierung Martha, Oper von Flotow.
Sonntag nachmittag 3 Uhr Fremdenvorſtellung zu ermäßigten

tand abends 7 Uhr Die Roſe von Stambul. Mon-
ag artha.

Zeitirrtümer im „Fanſt“. Man ſchreibt uns: Es iſt be
kannt, daß Goethe in ſeinem „Fanſt“ einige Zeitirrtümer be-
ging, ſo z. B. die Perrücken von Millionen Locken in der“
StudierzimmerSzene, und der Champagner in der Keller
zene. Die in ihren Bühnenbildern ganz ausgezeichnete Auf

führung im Halleſchen Stadttheater machte aber
einige neue Zeitirrtümer hinzu. Da ſitzt beim Oſterſpazier
gang ein Dreborgelſpieler am Wegesrand. Das iſt unmöglich,
weil die Drehorgel kaum vor dem Jahr 1700 bekannt war. Der
hiſtoriſche Fauſt iſt nicht ſpäter als 1540 anzuſetzen, und in
dieſer Zeit ſpielt auch die Handlung des Goetheſchen Stückes.
Ein recht böſer Zeitirrtum aber wird in Halle im Zimmer der
Frau Schwerdtlein gemacht; dort hängt die Photographie
des entſchwundenen Gatten im ſchönen, ovalen Lackrahmen an
der Wand. Solche Photographien kann man wohl um 18560,
aber nicht um 1540 bringen. Auch iſt im gleichen Bühnenbild
die Form des Wandſpiegels recht anfechtbar. Gretchen muß
ihren Schmuck in einem ſehr kleinen ovalen aber gewölbten
Spiegel beſehen. Nur dieſe Spiegelart war im 156. Jahr-
hundert gebräuchlich. Unmöglich iſt es ferner, daß Gretchen
den Schmuckkaſten in einer Kommode findet; denn dieſes
Möbel tritt erſt gegen 1670 ganz langſam anſtelle der Truhe
auf. Auch darf Gretchen ſich nicht hufeiſenförmige Haarnadeln
aus dem Haar nehmen, denn dieſe ſind kaum vor 1800 bekannt.
Früher verwendete man ausſchließlich lange, ſtangenförmige
Nadeln, die die Flechten zuſammenhielten. Endlich möchte ich
noch auf den Zeitirrtum aufmerkſam machen, den Goethe be-
gangen hat, indem er Frau Schwerdtlein den Wunſch aus-
ſprechen läßt, den Tod ihres Mannes im „Wochenblättchen“ zu
leſen. Wöchentlich erſcheinende Zeitungen ſind nicht vor dem

Jahre 1609 nachweisbar. F. M. F.Die Brüder des Kronprinzen. Jn einem Aufruf an den
öffentlichen Anſchlagsſäulen flehen die Korpsſtudenten ihre
„Alten Herren“ an die Wahlurne für den amtlichen Allgemeinen
Studentenausſchuß“, damit ja nicht zuviel „zweifelhafte“ oder
„ſchwonkende“, „ſpartakudiſch verſeuchte Charaktere“ in den A. St. A.
kommen, ſonvern nur ſolche, die „in Fragen der Weltanſchauung
und Lebensauffaſſung im weſentlichen auf demſelben Boden wie
die Korps ſtehen“. Wie dieſe „Weltanſchauung und Lebensauf-
faſſung“ von Korpsſtudenten ausſieht, dafür bot ja ihr durchlauch-
tigſter Vertreter, der lächerliche „Korpsbruder der Boruſſen,
„Kronprinz“ Wilhelm, das beſte Beiſpiel! Jn Saus und
Braus gelebt, dafür in Charleville alle 14 Tage neue Weiber ins
Etaäppenbordell! Auch manches arme, verführte und ſitzengelaſſene
Arbeitermädel durfte „Welt- und Lebensauffaſſung“ von „Korps-
brüdern“ am eigenen Leibe erfahren! Vor ſolchen Weltanſchau
ungen“ rette ſich wer kann! Wahrhafte ſittliche Kultur in Uni
verſitit und Welt verbürgt nur der Sieg des zielbewußten
Soziolismus!

Schwurgericht. Jn der Sitzung am Dienstag war angeklagt
der Maſchiniſt Auguſt Peter. Er wird beſchuldigt, an der Plünde-
rung des Proviantamtes an der Schloſſerſtraße beteiligt geweſen
zu ſein. Auf Grund einer anonymen Anzeige wurde dei ihm ge-
hausſucht und in einem Kellerraum, in einem Faß, unter einer
Schicht Schweinefutter verſteckt, etwa 60 Pfund Pökelfleiſch ge
funden und beſchlagnahmt. P. hatte angegeben, er habe ein Faß
in der Nähe des Proviantamtes gefunden und nach Hauſe gerollt.
Die Strafkammer erklärt ſich für unzuſtändig, die Sache kam vor
das Sichwurgericht. Geſtern gab P. an, er ſei in der Nacht zum
3. März von einer Hamſterfahrt zurückgekehrt und habe bis '/28 Uhr
geſchlafen. Gegen 8 ſei er fortgegangen. Vor der Haustür ſei
ein Mann mit einem Faß geweſen, und habe ihn gebeten,
mit ihm das Faß ins Haus zu transportieren. Nachdem er
dies getan, ſei der Mann fortgegangen, um Werkzeug zum
Aufſchlagen des Faſſes zu holen. Jhm ſei die Sache verdächtig
vorgekommen und er habe das Faß wieder auf die Straße gerollt
und ſei dann zur Arbeit gegangen. Seine Kinder hätten von
Soldaten mehrere Fleiſchſtücke bekommen und nach Hauſe gebracht.
Er habe dieſe, als er Mittags nach Hauſe kam, in das Futterfaß
getan. Seine Behauptung wurde durch die Beweisaufnahme unter
ſtützt. Die Kinder der Angeklagten ſagten übereinſtimmend aus,
Soldaten hätten aſtf der Straße an Kinder Fleiſch verteilt und ſie
hätten dasſelbe nach Hauſe gebracht. Später habe es ihr Vater
weggetan. Der Staatsanwalt hielt trotzdem die Anklage auf
ſchweren Landfriedensbruch aufrecht. Die Geſchworenen bejahten
die Schuldfrage auf Unterſchlagung Das Urteil lautete: 1 Jahr
Gefängnis. Ein Antrag auf Haftentlaſſung wurde abgelehnt.
Der Mann hat 6 Kinder, das 7. iſt unterwegs. Könnte er
50 000 Mark Kaution ſtellen, würde er vielleicht entlaſſen, aber

ſo nein.Neue Reiſebrotmarken ſind nach einem Erlaß des Landes-
Getreideamtes erforderlich geworden. Um ein Aufbrauchen der
bisherigen Marken zu ermöglichen, ſind bis 30. Juni die alten
wie die neuen Marken nebeneinander in Geltung. Die älteren
Marken dürfen bis 30. Juni dem Verbraucher umgetanſcht werden,
nach dieſem Termin iſt ein Umtauſch unzuläſſig. Auf Anfrage
beim hieſigen Lebensmittelamt wurde uns der Beſcheid, daß über
den Umtauſch der Marken noch nähere Mitteilungen erfolgen
werden.

Ueber den Kartoffelverbrauch werden vom Magiſtrat fol
emacht: Gelegentlich der Neuausgabe

er Kartoffelfarfen ſind verſchiedentlich an oas Stadternäh-
rungsamt Anfragen gerichtet worden, wie lange die Haus-

e a hBeilage zum Volksbla T o Halle (Saale), 21, a

Halle und Saalkreis.

daß Gott einen Wall um ihn legen möge, unſerer Ge

haltungen, die Wintervorrat an Kartoffeln erhielten, mit dieſem
Hierzu muß bemerkt werden, daß diejenigen,
v

Stadttheater.

b

die im Herbſt nur einen Zentner pro Kopf erhielten
jetzt zur Empfangnahme der neuen Kartoffelkarter
rechtigt ſind. Ueber die Verſorgungsdauer der Haufhaltu n
die 2 Zentner erhielten, gibt nachſtehende Aufſtellung Aufſo
Unter der Vorausſetzung daß auch weiterhin eine Wochenr
von 4 Pfund pro Kopf verteilt werden kann, ar us
die ihre Kartoffelkarten abgaben, in der Wo n
20. Oktober mit Nr. 17 verſorgt bis zum 25. Mai; von
27. Oktober mit Nr. 18 verſorgt bis zum 8. Juni; vom 28
tober bis 83. November mit Nr. 19 verſorgt bis zum 15. J
vom 4. bis 10. November mit Nr. 20 verſorgt bis zum 29. J
vom 11. bis 17. November mit Nr. 21 verſorgt bis zum 18. u
vom 18. bis 24. November mit Nr. 22 verſorgt bis zum 27. J
vom 25. November bis 1. Dezember mit Nr. 23 ver bis zu
8. Auguſt; vom 2. bis 8. Dezember mit Nr. 24 verſ bis zu
17. Auguſt; vom 9. bis 15. Dezember mit Nr. 25 verſorgt bin
zum 31. Auguſt.

Gefälſchte Zuckermarken. Jn mehreren hieſigen Gen äf
iſt verſucht worden, gefälſchte Zuckermarken für at Ma
anzubringen. Die Fälſchungen haben einen ganz verſ
menen Untergrund. Die Schrift und der Adler weicht
von der echten Marke ab. Angaben, die zur Ermitt
Täter führen, wolle man umgehend der Kriminalrgt

mer 36 oder 37) melden. J
Vereins- und Vergnügungsanzeigen. z

Zentralverband der Handlungsgehir
für heute abend angeſetzte Vergnügen findet nicht im
dern auf der Bergſchenke in Kröllwitz ſtatt.

Zoologiſcher Garten. Die für die S
Zoologiſchen Garten eingeführten regelmäßigen DoRachmittags- und Abend- Konzerte werden in dieſem
der Kapelle des Füſilier- Regiments 36 ausgeführt.
u aae Konzert beginnt um 4 Uhr, das Abendkonz

r.

Ammendorf U. S. P. Donnerstag, den 22. Mai, abe
Funktionärſitzung des geſamten Diſtrikts im BahnAlle Kaſſierer und Straßenvertrauensleute haben zu

Beliude, ein Liebesſtück von Herbert Eulenberg.
tigen Menſchen ſtehen dieſem erregenden, mit viel P.
tränkten Liebesſtück nicht mehr ſo empfänglich und ben
gegenüber, wie vor etlichen Jahren. 1913 wurde T.
einer Berliner Geſellſchaft im Stadttheater gegeben, und
wie ein künſtleriſches Erlebnis. Freilich: die Schönf
Stück ſind geblieben, ſie leuchten und glühen auch aus e
führung heraus, die ſonſt viel weniger gab, als die de
Künſtler. Aber heute fragen wir doch mehr nach dem J.
Sinn der Liebestragödie, nach der Echtheit ihrer Grundlage ih.
Aufbaus und ihres Weſens. Und da fällt die Gemachtheit,

heiten auf und läßt keine reine Freude mehr zu. Das St
ſpielen in „Belindes Haus und Herz, geſtern, heut und morgen
womit der Dichter wohl auf das Symboliſche des Ganzen
weiſen wollte. Man muß demnach über die vielen Unn
keiten hinwegſehen: daß ein tatenfroher echter Mann du
Spötteleien eines alberngeiſteskranken Schwagers von ſeinen s
10 Jahre fern bleibt, um reich zu werden, daß er, heimgekehrt,
dem Geliebten ſeines Weibes ein poſſenhaftes „amerikaniſches Due
eingeht, daß der Trottel von Schwager eine Schwankfigur iſt
uſw. Nimmt man das alles gleichſam als bunten Ra
baut und gezimmert nur zum Zwecke der Hervorhebun
Schmückung des leuchtenden Bildes Belindens ſo mag
gehen. Ueber Belinde iſt berückende Schönheit ausg
liebende junge Weib läßt den geliebten Mann ziehen, gele
Treue, hält ſie ihm, bis nach 10 Jahren ein Jüngerer, garKünſtlernatur, ihr Liebe erſehnendes Herz erfüllt. Nun
der gereifte, ſtarke, erſte Mann zurück, da erſchrickt ih
Es darf in ſeinem Gefühl nicht wechſeln, nicht zum zweite
Aber den Heißgeliebten trifft der Tod durch das amer
Duell, ewige Treue ſoll ihm bewahrt werden. Da n
ſtarke, urſprüngliche Mann mit edelſten Mitteln wieder
lindens Herz und macht es wanken. Belinde fühlt
die alte Liebe erwachen, das aber iſt zuviel für ihr
Sie darf nur einmal wahrhaft lieben, darf nicht.
zerbricht ihre große Seele. Sie ſchmückt ſich ein eine
ihren neuenalten Geliebten um vor der Hingabe
in den Tod zu gehen Das iſt Belinde, das iſt die Ker
einer herrlichen Frauennatur durch einen echten Dian.
dieſer Schönheit willen ſei das Brimborium der ſonſtigen
lung mit in den Kauf genommen.

Die Aufführung befriedigte nicht ganz. Helene Senke.
beherrſchte wohl die äußere Belinde und erzielte vielfach guten
Eindruck, aber das Tiefe und Hohe, das Weiche und Große einer
innerlichſten Frauenſeele offenbarte ſie nicht. Belinde muß
klingende und ringende Tönen einer edelſten Glocke ſein, nur dann
iſt die goldige Sprache und das hohe Handeln echt, die der Dichter ihr
geſchaffen Von K. Wilke als Liebhaber muß das gleiche geſagt werden
Die Beherrſchung des äußeren Spiels iſt einwandfrei, aber die inner
liche Bedeutſamkeit des Charakters bleibt unvollendet ausgedrückt.
Adolf Rehbach war als kraftvoller, echter Mann recht gut. Von
allen drei Hauptdarſtellern gilt, daß ſie in ihren äußeren Aus
drucksmitteln nicht immer weiſe Maß zu halten wiſſen. Adalbert
Kriwat als „verfeinter“ Trottel traf in Maske und Ton die
Rolle trefflich und vermied klug verzerrende Uebertreibung. Die
ſonſtigen Rollen waren angemefſſen beſetzt, die r EugenTeuſchers gut. Das Haus verfolgte das Spiel mit Aufmerk
ſamkeit, oft freilich mit großer Heiterkeit. Für ganz großes künſt
leriſches Erleben wäre ein beträchtlicher Teil der
Theaterbeſucher wohl auch noch Uicht reif genug.

Allerlkei.
Jhre größte Sorge. 53

Jw Deutſchlands verzweifelter Lage, ſo berichtet die T
Rundſchau, hatte der evangeliſche Oberkirchenrat für S
einen allgemeinen Bet Gottesdienſt angeſetzt. Jn der
Kirche zu St. Nicolgi predigte der Generalſuperintenden
Berlin, Probſt D. Händler. Ernſt und eindringlich und tröſt
klangen ſeine Worte, in denen er auch des Kaiſers gedag

2

i Kinder, aller die unter der deutſchen Schmach zerbrech
würden.

Alſo nur das Schickſal des kaiſerlichen Deſerteurs und ſeit
Generale macht ihnen ſo große Sorgen?

Umfangreichen Verſchiebungen von Heeresgut iſt man in
Breslau auf die Spur gekommen, wobei es um Waren der
Marketenderei des Bahnhofs Brockau handelte. Bei einer Ha
fuchung in der Wohnung des Proviantinſpektors fand man
Zimmer bis an die Decke hinauf mit wert
Waren der Militärverwaltung gefüllt.
Waren beträgt über 700000 Mk.

c

vVerantworttich für Politik und Parteinachrichten: Kart Bock; rund Saaltreie und für Aus der Provinz: Gottlieb a Balt für
Hermann Schade: Verlag Volksblatt G. m. b. H.

amtlich im Halle.

e

ſcharts duchdruckerei, G. M. d. H.

Donnerstag, den 22.Mai: Heiter, trocken, zunehr
wärmung.

Einem Teil der heutigen Stadtauflage (Südvier
t
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Stöädtiſcher Verkauf von Heringen

in der Talamtſchule, am Donnerstag, den 22. Mai 1919.
Zugelaſſen zum Einkauf werden die Jnhaber der Lebens-

milteſcheine mit den Nummern 27000 bis zurück 21 501,
vormittags von 8—12 Uhr und die Jnhaber der Nummern
2i 500 bis zurück 17001 nachmittags von 226 Uhr. Für
ſede Perion eines Haushaltes kann ein Hering zum Preiſe
von 50 Rfg. abgegeben werden. Papier oder Taſchen ſind
mitzubringen.

Halle, den 21. Mai 1919.
Eeefiſch- Verkauf.

Der Verkauf wird am Donnerstag früh in den ein
ſchlägigen bekannten Seſchäften ſortgeſetzt. Für jede Perſon
eines Haushaltes kann Vſfund abgegeben werden. Die
Preiſe ſind in den Geſchäften deutlich ſichtbar angebracht.
Der Verkauf erfolgt auf Warenbezugſchein 20, Abſchnitt 291
Zugelaſſen zum Einkauf ſind die Jnhdaber der Nummern
der Lebensmittelſcheine 1 74000, ſofern ſie ſich noch im
Beſitze des oben genannten Warenbezngſcheinabſchnittes
befinden. Der Abſchnitt 291 des Warenbezuaſcheines 20
er mit Donnerstag, den 22. Mai 1919, ſeine Gültig-

it.
pier oder Taſchen, Netze oder Körbe uſw. mitzubringen.

Halle, den 21. Mai 1919. Der Magiſtrat.
Städtiſcher Verkauf von Reis an Kinder bis zu 12 Jahren

Der Magiſtrat.
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in der Talamtſchule, am Donnerstag, den 22. Mai 1919.
Zugelaſſen zum Einkanf werden die Jnhaber der Nummern

der Lebensmittelſcheine 27 000 bis zurück 21 501, vormittags
von 8--12 Uhr und die Jnhaber der Nummern 215060 bis
urück 17001 nachm. von 26 Uhr Es kann auf jeden
bſchnitt M der beſonderen Warenbezugskarte für Kinder

bis zu 12 Jahren Pfund Reis zum Preiſe von 2 Pfg
und auf jeden Abſchnitt M der deſonderen Warenbezugs-
karte für Jugendliche von 1217 Jahren ein Paket Milch-
ſüßſpeiſe zum Preiſe von 40 Pfg. abgegeben werden.

Halle, den 21. Mai 1919. Der Magiſtrat.
Der ſtädtiſche Verkauf von ungariſchem Bienenhonig

zum Preiſe von 5 Mk. das Vfund, und von Hartſpirüns,
die Doſe zu 1 Mk. und 60 Pfennigen, wird in der Tal-
amtſchule fortgeſetzt.

Halle, den 21. Mai 1919. Der Magiſtrat.
Die Kleinhändler werden nochmals daran erinnert, daß

die ihnen überwieſenen ſtädtiſchen Waren erſt an den
durch die Bekanntmachungen feſtgeſetzten Tagen verkauft
werden dürfen Früherer Beginn des Verkaufs iſt verboten.

Halle, den 20. Mai 191i9. Ter WMagiftrat.
Nach Anordnung des Herrn Staatskommiſſars für Volks-

ernährung ſind die Selbſtverſorger in Fleiſch und Fett
mit ausländiſchem Schweinefleiſch und Fett nur für ſoviel
Haushaltsangehörige zu deliefern, als ihnen Fleiſchkarten
belaſſen worden ſind. Etwa weitergehenden Anträgen kann
nicht ſtattgegeben werden, ſie ſind daher zwecklos.

Halls, den 20. Man 1919.

Parteisekretär
*8 für dannWahlkreis ManSskelg (V. S. P. D.)

zum sofortigen Antritt gesucht.
Verlangt wird eine tüchtige Kraft, die

über organisatorische u. rednerische Fähig-
keiten verfügt, sowie Kenntnisse in der revo-
lutionären Arbeiterbewegung besäitzt.

Bewerbungen mit Gehditsansprüchen um-
gehend erbeten an Wilhelm Christange,
ERisleben (Bezirk Halle), Grabenstr. 50.

Aufwartung
gesnaht.Beamten-Wirtzchafts Verein Pferehorn,

Am Neumariktstor 1. *319

Mädchen f. dier,

m auf das Land
eſtaur., neen gewersStelle nwermittlerin,

unhbausſtr. P. 128

e. G. m. b.
Die ausgeſchriebene

Geſchäftsführer-Stelle iſt beſetzt.
Allen Bewerbern beſten Dank. *812

Der Aufſichtsrat. Franz Ohme, Vorſitzender.
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lütanweisse Wäsche
ohne sie im geringsten anzugreifen.

Schmitz-Bonn Söhne,

Wegen Papiermangels wird das Publikum erſucht

Allg. Konſumverein Lettin

7 m 1

Für jeden Beruf
en
Goldene Bibllothek der Bildung und des Wiſſens.

e r Wr und a 7 raphie Erd-, Lündee SeWir r eles nur S Mart
A. Wollbrück S Co., Berlin, Oranienburger Str. 59.

Der Unterzeichnete erſucht diermu un Deferung des ohdgen Wertes lam

Shem- i „Seilotiau“, Hal (Taeld Erfülungeert VeriinMing

rabrik, oLIIIII]
(alle nicht eigene Wohnung dei wem wehnhaft)

maue fanainafutterstoſſ, n n d
S. Biletzkyvu, leipzigerstr. 103, Etage.
Anmeldung von Veränderungen in den Haushaltungen
zum Zwecke der Berichtigung der Lebensmittelſcheine.

Die, Vorſchriften über die Anmeldung von Verände-
rungen in den Haushaltungen zum Zwecke der Berichtigung
der Lebensmittelſcheine werden vielſach außer Acht gelaſſen

Es wird deshalb hierdurch erneut angeordnet, daß jede
Aenderung in dem Haushalt durch: Zuzug oder Wegzuag
(auch Dienſtbotenwechſel), Geburt oder Sterbefall, Ein
verufung zum Militär oder Rückkehr vom Militär, Auf-
nahme in eine Kranken- oder andere Anſtalt, Rückkehr aus
einer Anſtalt, Fortzug auf Reiſen ſofern die Ahweſen-
heit länger als 14 Tage dauert Rückkehr von der Reiſe,
ſowie jede Wohnungsänderung, nicht nur polizeilich, ſondern
auch ſofort, ſpäteſtens binnen drei Tagen, bei der Melde-
ſtelle des Stadternährungsamtes Marktplatz 22, Erd-
geſchoß, Saal 1 unter Vorlegung des Kebensmutel
ſcheines zu melden iſt.

Jn den einzelnen Fällen bedarf es außer der Vorlage
des Lebensmittelſcheines noch der Beibringung der noch-
bezeichneten Ausweiſe:

Bei Zuzug von auswärts: der Lebensmittel-Abmelde-
beſcheinigung und polizeilichen Anmeldung; bei Wegzug
von Halle: der polizeilichen Abmeldung; bei Umzug in
Halle (auch Dienſtbotenwechſel). der polizeilichen Ab-
melbung und polizeilichen Anmeldung; bei Gebürt: der
Geburtsurkunde; bei Todesfall: der Sterbeurkunde; bei
Einziehung zum Militär: des Geſtellungsansweiſes und
der polizeilichen Abmeldung; bei Rückkehr vom Militär:
des Militär-Entlaſſungsſcheines bzw. Militär-Paſſes und
der polizeilichen Anmeldung; ber Aufnahme in eine
Kranken- oder andere Anſtalt iſt nur die Vorlage des
Lebensmittelſcheines erforderlich; bei Rückkehr aus einer
Kranken-uſw -Anſtalt: des Entlaſſungsſcheines; bei Fort-
zug auf Reiſen: der polizeilichen Abmeldung; bei Rückkehr
von der Reiſe: der Lebensmittel-Abmeldebeſcheinigung und
der polizeilichen Anmeldung: Militärperſonen, welche die
ſtädtiſche Lebensmittelverſorgung in Anſpruch nehmen
wollen, haben eine Beſcheinigung des Kommgndos ihres
Truppenteiles über die Befreiung von der Truvppen-
beköſtigung und, ſofern ſie außerhalb der Kaſerne wohnen,
die polizeiliche Anmeldung vorzulegen.

Ausländer und alle Perſonen, die aus dem beſetzten
Gebiet zuziehen, haben den Auslands-Reiſepaß bzw. den
Paſſierſchein oder Militär-Entlaſſungsausweis, ſowie die
polizeiliche Anmeldung vorzulegen und dey Nachweis zu
führen, daß ſie auch die vorgeſchriebene Anmeldung bei
der Abteilung A der Polizeiwwerwaltung, Zimmer Nr. 21,
im Polizeidienſtgebäude bewirkt haben.

Beim Dienſtbotenwechſel iſt zu beachten, daß die ab
ziehende Perſon alle Karten mitzunehmen hat, wenn ſie
in Halle verbleibt.

Bei Fortzug nach auswärts erfolgt die Abgabe der nur
zOalle gültigen Karten bei den Broimarken-Ausgabe-

ſtellen, mit Ausnahme der Kartoffelkarten, die an die
Kartoſſel-Kartothek im Stadternährungsamt abzuliefern
ſind (am beſten im Anſchluß an die Abmeldung bei der
Wieldeſtelle des Ernährungsamtes).

Ebenſo iſt in allen Fällen des Umzuges innerhalb der
Stadt Halle die Kartoffeilkarte abzugeben, wenn der Klein-
händler gewechſelt werden ſoll.

Demnächſt ſollen neue Lebensmittelſcheine ausgegeben
werden. Es iſt deshalb unbedingt notwendig, daß die
Meldungen über alle im Laufe der Zeit erfolgten Ver
änderungen umgehend zum Zwecke der Berichtigung der
Haushalisliſten und der Lebensmittelſcheine bewirkt werden.

Richtbefolgung iſt ſtrafbar.
Halle, den 15. Mat 1919. Der Magiſtrat.
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Eilenburg.
Bekanntmachung.

Um eine Ueberſicht über die Zahl der in Eilenburg
fehlenden Wohnungen zu gewinnen, fordert der hieſige
Magiſtrat alle diejenigen verheirateten oder verheiratet

geweſenen Perſonen auf, ſich bis einſchließlich 27. Man d. J.
in eine beſondere Liſte, Zimmer 4 des Rathauſes (Wohnungs-
nachweis) einzutragen, die

1. zwar noch im augenblicklichen Mietsbeſitz einer Wohnungſich befinden, die jedoch die Wohnung bis 1. Septem

ber d. J. wegen rechtswirkfamer Kündigung ſeitens des
Vermikters (unter Zuſtimmung des Mietseinigungs-
amtes) oder aus einem anderen rechtserheblichen
Grunde verlieren und bisher noch keine andere Woh
nung gefunden haben

2. während des Krieges ihren eigenen Hausſtand bzw.
ihre ſelbſtändige Wohnung aufgegeben haben, zurzeit
im Untermietsverhaltnis oder auch unentgeltlich bei
Verwandten wohnen, jetzt aber wieder eine ſelbſtändige

en ſuchen ſelbſta Wüberhaupt noch keine ſelbſtändige Wohnung gehabthaben und eine ſolche ſuchen. s geha
Bemerkt wird ausdrücklich, daß für die Eintragung nur

verheiratete, dzw. verheiratet geweſene Perſonen in Frage
kommen, daß ferner alle diejenigen von der Eintragung
ansſcheiden ahgeſehen von Fall 2 für die ein äußerer
gang zur Aufgabe ihrer jetzigen Wohnung nicht beſteht.
Insbeſondere kommen nicht in Frage diejenigen, die ledig
lich wegen Mängel der Wohnung, Raumbeſchränkung und
dergl. ſelbſt eine Wohſungsveränderung erſtreben.

Die Eintragung erfolgt zunächſt nur zu ſtatiſtiſchen
Zwecken und begründet keinen Anſpruch auf Anweiſun
einer Wohnung durch die Stadi. *73

El Eilenburg den 18. Mai 1919. Der Magiſtrat.

Wohnungs Anzeigen.
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